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Goseriede 10/12 
20. 8. 1971 

Zitat aus dem Jahre 1917 zum Verhalten der USA im Jahre 1971  

Getreu ihrem Schlagwort ‚Amerika für die Amerikaner" errichten die 
Amerikaner rings um das gewaltige Gebiet, das Columbus der Menschheit 
schenkte, eine Zollgrenze - und vertreiben durch willkürlich hochgeschraub-
te Sperrzölle die Europäer von ihren Märkten. Heute ist es die Einfuhr, die 
sie treffen wollen, morgen wird es die Ausfuhr sein, so daß die Europäer 
ständig mit der Möglichkeit rechnen müssen, daß die Erde für sie eines Ta-
ges um den ganzen amerikanischen Erdteil, mindestens aber um die Verei-
nigten Staaten kleiner sein wird. Der europäischen Bevölkerung kann es 
aber wahrhaftig nicht gleichgültig sein, ob ein Erdteil wie der amerikanische 
von der Weltkarte gestrichen wird. Für sie bewirkt der wirtschaftliche Ver-
lust eines Erdteils genau dasselbe, wie wenn dieser vom Meere verschlun-
gen würde. ... (Natürliche Wirtschaftsordnung, 9.Auflage 1949, S. 84) 

Mit Freundlichen Grüßen 
gez. Tristan Abromeit 

0000000000000000000000000000000 

Bei der erneuten Abschrift kam mir folgender Ausschnitt von Gesell in der NWO 
vor die Augen: 

Dem Boden und seinen Schätzen gegenüber gibt es keine Völkerrechte, 
kein Massenrecht, keine Staatshoheitsrechte. Das Völkerrecht darf sich nur 
auf das beziehen, was Menschenhand geschaffen. Sobald wir den Völkern 
Rechte einräumen, die über das Recht des Einzelmenschen hinausgehen, 
verwandelt sich solches Recht in Krieg. Alle Menschen, jeder einzelne 
Mensch, hat auf den Boden, auf den ganzen Erdball die gleichen, unveräu-
ßerlichen Rechte, und jede Einschränkung dieses Urrechtes bedeutet Ge-
walt, bedeutet Krieg. Darum wiederhole ich: will man den Völkerfrieden, so 
muß dieser ersten Forderung genügt werden, allen Menschen, restlos allen 
Menschen gehört die Erde, und weg mit dem Massenrecht, weg mit der 
Staatshoheit, die dieses Urrecht antastet! ... (S.86) 

Bevor dieses Recht Wirklichkeit wird und den Artikel 1 der Allgemeinen Menschenrecht, 
"(Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit) Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geist 
der Brüderlichkeit begegnen." zur Gültigkeit verhilft, ist noch viel Denk- und Umsetzungs-
arbeit zu leisten. Seit Gesells Niederschrift sind 100 Jahre vergangen. 

Tristan Abromeit / 17. Januar 2017 



Anpassung. an  das Gesamtinteresse verlangt 
je ersten Verfahren gegen nichtwillige Gemeinden / Jeder Ort muß sich in die größere Ordnung einfügen 

Um die im Interesse der gesamten Bevölkerung 
der Region Hannover festgelegten regionalpoliti-
schen Grundsätze für das Großraumgebiet nicht 
nur Papier bleiben zu lassen, hat der Verband 
jetzt zum erstenmal vier Gemeinden förmlich 
aufgefordert, ihre eigenen Planungen an die 
übergeordnete Konzeption anzupassen. Dieser 
Vorgang ist nicht nur. im Großraum neu, sondern 
ein Novum für die gesamte Bundesrepublik, ob-
wohl er sich auf ein Bundesgesetz stützt. Der 
Großraumverband praktiziert dieses Verfahren 

meinden zrijnd verladgt werden kann. $obald Gemeinden und Verband Gesetze, Auslegungen und Rechtsfragen die entscheidende Rolle spie- 
in anderen Gebieten ebensolche Grun.dkonzep- len, geht es hier keineswegs darpm, dem Ver-\ erden auch dort ähnliche For- bandspian als Selbstzweck um jeden Preis Gel- 

Nachdem alle Bemühungen des Verbandes, im tung zu verschaffen. Es kommt vielmehr aulA 
Gesptoh tiit den Gemeinden eine freiwillige etwas anderes an, das auch dem Bürger - wm immer im Großraum er wohnen mag 	nicht 
Angleichung an den Verbandsplan zu erreichen, gleichgültig sein kann: ein besseres Wohnen uud 
gescheitert sind, wurden die ersten Anpassungs- Leben in der Zukunft. 
verlangen an die Gemeinden Isernhagen .N. B., 
Mandeisloh, Hellendorf und Dedensen gerichtet. 	Statt den Wohuungsbau weiterhin auf alle 
Im Laufe dieses Jahres werden wahrscheinlich Orte zu verzetteln, die nun einmal begrenzte Be-
noch 20 weitere ausgesprochen werden. Danach träge für Versorgungseinrichtungen vom Nah-
dürfte die Angleichung von Einzelabsichten an verkehr über das Schwimmbad bis zum moder- 

nendas große Gesamtkonzept, das der Verbandsplan 	Schulbau - dadurch zu „verkleckern" und 
darstellt, vollzogen sein. 

	
infolgedessen nirgends etwas Rechtes zu errei- 
chen, hat sich der Großraumverband vor vielen 

Streitpunkt ist die Eigenentwicklung 	Jahren schon dafür entschieden, den Wohnungs- 
bau in wenigen Schwerpunkten zu konzentrie- 

Slreitpunkt ist in allen Fällen die Bautätigkeit 
in den Gemeinden, denen nach dem einstimmig 
vom Parlament des Großraumverbandes be- 	ren. Denn die vorhandenen öffentlichen Mittel 
schlossenen Verbandsplan von 1967 nur soge- 	reichen zwar aus um grolle Orte mit ausgedehn- 
nannte Eigenentwicklung zugestanden wurde, 	Ion Neubaugebieten mit den notwendigen Ein- 
Das bedeutet, daß hier nur für den wachsenden 	richtungen zu versorgen, selbst mit einem 
WohnbedarfWohnbedarf der ortsansässigen Bevölkerung ge- 	Ienhad und liluilich kostspieligen Anlagen, die 
baut werden "darf, nicht aber, um planmäßig zu- 	dann zugleich für die Unigebuug zur Verfügung 
zug 	 iA1i, ‚',,.nC 	 ic,-.0 	‚ 	cl ehen Wird der deiche Bei ran ehe,' iiIi ..................................................icle 

Obwohl bei der Auseinandersetzung zwisches ne Anpassung der Ge-

nur als erster, weil hier bereits rechtskräftige Es geht um ein besseres Wohnen 
Raumordnungsprogramme für einen gr68eidn Be-  
reich vorliseen. an  die ei 	 L 

kann. Wenn sie aber durch ausgedehnte Neubau-
ten Zuzügler aus anderen Orten anlocken wolle, 
meint der Verband, gehe sie dabei über örtliche 
Aufgaben hinaus. Diese Recht&auffassung ist in-
zwischen auch vom Leiter des Enuinstituts an 
der Universität Münster, Professor Ernst, der 
früher als Staatssekretär in Bonn wesentlich am 
Zustandekommen des Bundesbaugesetzes betei-
ligt war, eingehend geprüft und bestätigt wo. 
den. . . 	. 

finnen vorliegen, w 
derungen gestellt werden. 

bedarf in den nächsten zehn Jahren sein drfte, 	Gemeinden gleichzeitig verteilt, dann kommt nir- 
wird auf Grund der früheren Bevölkerungsent- 	gcindwn ein Hallenbad zustande, sondern höch- 
wicklung vom Großraumverband ermittelt, ohne 	Sinns eine Reihe von Lehrschwim mherken. 
daß dabei ein paar Wohnungen über das Soll 	Schwerpunkte lassen sich aber nur bilden, neon 
hinaus allzu wichtig genommen würden. lise 	bestimmte, besonders günstig gelegene Orte wei- 
Aufforderung, in den einmal gesteckten Grenzen 	lerhiiiUnSthit werden und wenn andern, die auf 

-zu bleiben, wird nur an Gemeinden gerichtet, die 	lange Sicht doch nicht die Chance habon, ihren 
mehr als das Dqppelte und manchmal das Fünf- . kinn ohnern dasselbe zu bieten, sich selbst be- 
fache der ihnen zugerechneten Neubauten in 	schränken. 
ihren F1ächennutungsplänen ausweisen. 

Bei dieser Forderung stützt sich der Groß-
raumverband auf das Bundcsbaugeset, das die 
Anpassung von Bauleitplänen an die Ziele der 
Raumordftung vorschreibt, und zugleich auf das 
Großraumgesetz wonach die Anpassung der Flä-
chennutzungsplätia an den Verbandsplan ver-
langt werden kai. 

Ue bisher huf'stncvan4 der Gem,eip.d 
gegen' diese Aftb ür . 	besäan'i4i,- 
Eingffe in ihre Selbstverwaltung" kee' 
seien. Darauf hat der Verband mit dem Hinweis 
geantwortet, daß die kommunale Selbstverwal-
tung'rnr. im Rahmen der Gesetze garan,tiect ist, 
also Einschränkungen durch das Bundesbauge-
setz hinnehmen muß und daß sich die Selbstver-
waltung außerdem auf die Regelung der Aufga-
ben der örtlichen Gemeinschaft, beschränkt.',  Als 
örtliche Gemeinschaft betrachtet 	 & .. der Verban 
die ortsansässige Bevölkerung, bäi'dereu Versor 
gong die Gemeinde einigermaßen frei schalten 

chwerpunkte nur an chne1Ibahncn 
haoc:en als aufstrebende Wohn- und Will-

ciciift setandorl o haben aber heute außerhalb der 
Großstadt nur noch Orte, für die das Ve'icebrs-
problem durch den Anschluß an eine Schnell-
bahn gelöst, ist. Deshalb sind als Entwicklungs-
zentren im Großraum außerhalb von Hannover 
und seinen Nebenzentren Langenhagen. Laatzen 
und Heisterberg nur noch Neustadt, Wunstorf, 
Großburgivedei, Burgdorf, Lehrte, Barsinghauseii 
und Springe bestimmt, und für ihre Förderung 
im Interesse ihrer Bewohner und der jeweiligen 
Um g oho ng weiden die verfügbaren  Mi Ilci kon - 
zentriert. 	 ivr 



Goldener Boden 
Von Hans Dieter Klose 1 

-POLITIK 

H3473A 
R ANZEIGER GEGRONDET 1893 

	 Mittwoch, 9. Juni 1971 

Es hätte- nicht erst der Rede von BundesprWsi-
dent Heinemann vor dem Deutschen Städtetag in 
München bedurft um das Parlament als Gesetz-
geber darauf hinzuweisen, daß die Grundstücks-
preise in den Ballungsgebieten zum öffentlichen 
Ärgernis geworden sind. Das Recht des einzel-
nen über sein privates Elgentum zu verfugen, 
gerat in Städten mit hohem Zuwachs an Wirt-
schaftskraft und Bevöllcerwig in einen kaum 
noch erträglichen Gegensatz zu den Bedürfnissen 
der Gemeinschaft. Wer als Grundstücksbesitzer 
unter solchen Bedingungen die Marktlage aus-
nützt, kann Gewinne einstreichen, für die er 
nicht einen Finger rühren muß und die zu Recht 
Anstoß erregen. Sie sind gerade in der Markt-
wirtschaft systemwidrig, weil sie ohne Leistung 
erzielt werden, während doch Leistung und 
Wettbewerb den Erfolg bestimmen sollen. 

Deshalb ist es richtig, das Ziel zu verfolgen, 
die erkennbaren Auswüchse zu beseitigen. Um 
das zu rechtfertigen, bedarf es noch nicht einmal 
des Hinweises im Grundgesetz sei die Bindung 
des Eigentums an soziale Pflichten ausdruckhcji 
vorgeschrieben Privates Eigentum dessen Besitz 
ohne Leistung und ohne Risiko zu Gewinnei 
fuhrt die sehr viel hoher sind als eine angemes-
sene Verzinsung des Kapitals ist ein Fremdkr-
per in unserer Wirtschaftsordnung. 

Diese Erkenntnisse werden von der überwie-
genden Mehrheit der Bevölkerung in der Bundes-

'republik als richtig anerkannt Dies hilft indes-
sen wenig weiter. Um die Mißstände zu überwin-
den, bedarf es nämlich der richtigen Schlußfol-
gerungen. Das wiederum ist leichter gesagt als 
getan. Im Bundestag liegt der fertige Entwurf 
eines Gesetzes das jetzt in zweiter und dritter 
Lesung verabschiedet werden soll und das erste, 
zaghafte Schritte unternimmt, um das Boden-
recht in den Baugebieten der Städte und Dörfer 
zu ändern. 

Acht Jahre haben die Auseinandersetzungen 
um dieses Gesetz gedauert, drei Regierungsent-
würfe mußten eingebracht werden, und der heu-
tige Bundeswohnungsbauminister Lauritzen ge-
hört zu denjenigen Politikern die es zu Beginn 
des parlamentarischen Leidensweges als über-
flüssig ansahen. 

Was nach den langen Beratungen -herausge-
kommen ist, erweckt weder den Eindruck einer 
Patentlösung noch eines harten Eingriffes in die 

Eigentumsrechte von Grundstücksbesitzern. Den-
noch- ist der jetzt vorliegende Entwurf den 
Unionsparteien zu weitgehend, und hinter diesen 
Parteien steht immerhin fast die Hälfte aller 
Wähler in der Bundesrepublik. Auch die bei den 
Eigentumsrechten vielleicht weniger von Interes-
senten bedrängten und von falschen Skrupeln 
geplagten Sozialdemokraten vermochten sich bis 
heute nicht zu weitergehenden Vorschlägen beim 
Bodenrecht durchzuringen, als sie im Städtebau-
förderungsgesetz zugunsten der Allgemeinheit in 
den genau umrissenen Entwicklungs- und Sanie-
rungsgebieten vorgesehen sind. Nur dort bietet 
sich zum ersten Mal die Möglichkeit, Gewinne in 
die Tasche der Allgemeinheit fließen zu lassen, 
sofern sie allein durch Planung entstehen. Und 
nur dort können zugunsten der Allgemeinheit 
Bau- und Abbruchgebote erlassen werden, um 
den zur Verfügung stehenden Grund und Boden 
entsprechend den Bedürfnissen der Gemein-
schaft und nicht mit dem Ziel des größten priva-
ten Gewinnes zu flutzen. 

Es war äußerst schwierig und mit langwieriger 
parlamentarischer Arbeit verbunden, das Eigen-
tumsrecht von Grundstücksbesitzern in diesem 
begrenzten Umfang einzuschränken. Dabei stan-
den keineswegs parteitaktische Rücksichten im 
Vordergrund. Was dem Laien einfach erscheint, 
wird für die rechtskundigen Fachleute in der 
Regierung und im Bundestag zu einer Sisyphus-
arbeit. Insofern kommt der lautstarke Ruf des 
Bundespräsidenten nach dem Gesetzgeber nicht 
nur verspätet, sondern erweckt auch falsche 
Hoffnungen. 

Rechtlich gäbe es eine Möglichkeit, das Übel 
an seiner Wurzel zu packen. Selbst auf dem 
Boden des Grundgesetzes wäre es erlaubt, das 
private Eigentum an Grundstücken in den Zen-
tren der Städte und in Neubaugebieten in Ge-
melnelgentum zu überführen. Die Nutzungs-
rechte an diesem Eigentum könnten dann wieder 
an private Bauherren vergeben werden. Einer 
derartigen Radikalkur  stehen aber handfeste 
sachliche Hindernisse im Weg. 

Zum einen ist es nach dem Grundgesetz nur 
dann möglich, privates Eigentum in Gemeinei-
gentum zu überführen, wenn das private Eigen-
tum angemessen entschädigt wird, und dafür 
fehlt einfach das Geld. Zum andern haben die 
eklatanten Planungsfehler mancher Städte und 
Gemeinden sowie deren eigene spekulative 
Tätigkeit auf dem Bodenmarkt, verbunden mit 
ebenso spekulativer Tätigkeit einiger Ratsmit-
glieder, verständliche Hemmungen wachsen las-
sen, eben diesen Gemeinden das volle Verfü-
gungsrecht über den wichtigsten Teil des Grund 
und Bodens zu übertragen. 

Dennoch wird in absehbarer Zeit ein Weg ge-
funden werden müssen, um die Mißstände um 
den goldenen Boden zu beseitigen. 



74  teitsfehler: Bodenrecht 
Der Artikel „Anpassung an das Gesamtinter-

esse verlangt" (Allgemein(," vom 6. Januar) 
weist ungewollt auf erhebliche SchönheI tsfehIer 
d& soeben durch einen Fernsehberict 
tau" Großraumverbandes Hannover hin. Es zeigt 
sjh wieder einmal, daß mit unserem geltenden 

Bodenrecht keine zufriedenstellenden Problemlö-
sungen möglich sind, weder in der Stadt- noch in 
der Regionalplanung und auch nicht im Agrar-
sektor. 

Die unterschiedlichen öffentlichen Investitio-
nen bewirken ein unterschiedliches Ansteigen 
der Grundrente. Dadurch tritt bei den weniger 
begünstigten Gemeinden eine relative Verarmung 
ein die sich von den Gemeinderäten in den 
Wahikämpfen schleehf verkaufen läßt. Aber 
auch in den begünstigten Gemeinden entstehen 
hei geltendem Bodenrecht durch die Strukturpo-
litik Spannungen. Beispielsweise durch die Inve-
stitionen der Bundesbahn in die Deisterbahn 
sind die Grund- und Hausbesitzer in den Deisler-
orten mit Bahnstation in der Lage, höhere 'Mie-
ten und Preise für Wohnungen und Bauland zu 
fordern, (Das ist kein Vorwurf gegen Personen, 
sondern gegen das System.) 
Wenn wir überhaupt unsere Gesellschaft 

reformieren wollen, dann gehört dazu ein neues 
Bodenrecht, das im sozialen Sinne nicht im 
Widerspruch zum Grundgesetz und im 
nalen Sinne nicht im Widerspruch zu - 
wirtschaft steht. Die Abschöpfung dei 
rente (die eine Ursache der Verniögedi 
tration ist) und die Nutzung des Bodens nach 
marktwirtschaftlichen Prinzipien ist möglich und 
für eine sinnvolle Raumordnung, die allseitige 
Zustimmung findet, notwendig. 
Hannover 	 Tristan Abromef 
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Tristan Abromeit 
3000 HannovcrKleefeld 
Kaulbachstr,  25  

27. 7. 69 

Hannoversche Allgemeine Zeitung 

3000 H a n n o v e r 

Postfach 

Leserzuschrift zu: "Bis zum magischen Achteck" von Gerd Grope 

HAZ26./27. 7. 69, S.5 

Mit "Nie wieder darf es zu solchen Schi anen kommen."  werden die Abbildungen 

(schlangestehende Arbeitslose 1932 und Menschenschlangen vor den Währungs-

büros 1948) kommentiert. 

Das es solche Schlangen gegeben hat, ist dem Hochmut der Majorität in der Wirt-

schaftswissenschaft und Politik der Weimarer Republik gegenüber einer Minorität 

der Wissenden zu verdanken. 

Der Begriff "magische Ecken" ist zutreffend Rk den Zustand der Volkswirt-

schaftslehre. Die Volkswirte sind nämlich mehr Magier als Wissenschaftler. 

Die in dem obigen Bericht aufgeführten 8 magischen Ecken reduzieren sich bei lo-

gischer Betrachtung auf ein rationales Dreieck. 

1. Freie Lohnbildung ist kein Ziel der Wirtschaftspolitik, sondern ein Element 

unserer Wirtschaftsordnung. 

2. Freie Konvertibilität (die zum Wochenbeginn von der Bundesbank einge-

schränkt wurde), Ausgleich der Devisenbilanz und stabile (nicht fixierte) 

Wechselkurse (also außenwirtschaftliches Gleichgewicht) sind durch die Ein-

führung flexibler Wechselkurse zu haben. 

3. Vollbeschäftigung und Wirtschaftswachstum werden jetzt zu Lasten der 

Preisniveaustabilität erreicht, indem die leichte Inflation den Geldkreislauf in 

Bewegung hält. 

Wenn die Preisniveaustabilität auch erreicht werden soll, ist es erst-

einmal notwendig, die Quantität des Geldes zu bestimmen und die 

Umlaufgeschwindigkeit zu beherrschen. Die theoretischen Einsichten 

verstauben seit der Jahrhundertwende in Bücherregalen. Die 

politischen Sachzwänge werden aber die alten Einsichten als neue 

wissenschaftliche Erkenntnis kreieren, wie z.B. die flexiblen Wechsel 



kurse. 

4. Wenn eine gerechte Einkommensverteilung gefordert wird, kommt man nicht 

an der Tatsache vorbei, daß Gerechtigkeit in der Wirtschaft nur Leistungs-

oder Tauschgerechtigkeit sein kann. Die Leistungsgerechtigkeit werden wir 

aber nur dann erreichen, wenn jeder Werktätige (einschließlich Unternehmer) 

seinen vollen Arbeitsertrag erhält, d.h. daß dem Kapital seine Ertragsfähigkeit 

genommen wird. 

Die Versuche, den Kapitalismus mittels Vermögensumverteilungen 

einen annehmbaren Anstrich zu geben,werden auch noch den Kern 

unserer freiheitlichen Ordnung verrotten lassen. 

Die einzige systemgerechte Methode, um eine gerechte Einkommens 

verteilung zu erreichen, ist, die Marktwirtschaft voll zur Entfaltung 

kommen zulassen, das kann man schon bei Keynes und Gesell lesen. 

5. Wenn die Widersprüche in der Wirtschaftspolitik Geräusche von sich geben 

würden, dann würde man den Großstadtlärm sicher als tiefe Stille empfinden. 

Jede magische Ecke, jeder Konflikt zwischen den elementaren Zielen 

der Wirtschaftspolitik zeugt von sachwidrigen Empfehlungen der 

Volkswirte und von schlecht durchdachten Maßnahmen der 

Politiker. Die Wechselkursdiskussion zeigt den Wandel an, sie zeigt 

auch wie durch marktwirtschaftskonforme Maßnahmen sich magische 

Ecken auflösen. 

Wirtschaftliches Wachstum, Vollbeschäftigung und Preisniveaustabili- 

tAt lassen sich zwar nicht mit Magie, aber mit Rationalität gleichzeitig 

verwirklichen. 

Wenn Raumfahrt so stümperhaft, wie Wirtschaftspolitik betrieben wür- 

de, dann hätten wir in hundert Jahren noch keine Mondlandung erlebt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Tristan Abromeit 

Abschrift von der Original-Durchschrift 1/2017 
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Herrn 
Tristan A b r o m e i 
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REDAKTION 

Ihre Zeichen 
	Ihre Nachricht vom 	 Unsere Zeichen 

	
Telefon (Direkt-Durchwahl) 	 3 Hannover, Anzeiger-Hodihaus 

27.7.1969 	GG/schw- 	1676--440 	 14. Oktober 1969 

Sehr geehrter Herr Abromeit! 

Ihr Brief vom 27 Juli ist während meines Urlaubs in einem großen Un-
terlagenstoß auf meinem Schreibtisch' gelandet. Durch Umzug innerhalb 
der Redaktion hat sich dieser ganze Stoß in eine Ecke "verkrümelt", 
und ich habe Ihren Brief erst jetzt beim allgemeinen Aufräumen gefun-
den. Entschuldigen Sie bitte, daß ich heute nur kurz antworte (eine Ver-
öffentlichung als Leserbrief ist leider zu spät). 

Wenn ich mich recht erinnere, habe ich in dem betreffenden Artikel selbst 
unterschieden, daß es beim magischen Achteck Ziele und Rahmenbedingungen 
gibt.'Und die freie Lohnbildung gehört eben als Element der marktwirt-
schaftlichen Ordnung zu solchen Rahmenbedingungen. 

Theoretische "Einsichten", wie man Geldmenge und Umlaufgeschwindigkeit 
des Geldes tatsächlich oder vermeintlich regulieren kann, gibt es schon 
lange. Wenn Sie selbst etwa die Lehre von Silvio Gesell im Auge haben, 
muß ich Ihnen leider 'sagen: Das war das Thema meiner Diplomarbeit, die 
allerdings schon über 20 Jahre alt ist. Aber ich glaube, daß sich bis 
—jetzt nichts 	aft dem Standrankt der 	Wissensthai't-ler-geändbrt- hat:- Silvio 
Gesells Vorstellungen sind in Wirklichkeit nicht zu praktizieren. 

Mit Ihrem letzten Satz, der die Raumfahrt mit der Wirtschaftspolitik 
vergleicht, gehe ich ziemlich einig. Man sollte aber dabei nicht ver-
gessen, daß das Thema der Wirtschaftspolitik, nämlich unserer gesell 
schaftliches Zusammenleben, viel komplizierter ist als physikalische 
und andere Probleme, mit denen es die Raumfahrt zu tun hat. Das Ent-
scheidende ist aber wohl, daß die Wirtschaftspolitik auf Gruppen Rück-
sicht nimmt oder Rücksicht nehmen muß, deren Interessen sehr unter-
schiedlich sein können. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Tristan Abromeit 
3000 Hannovr Klccfcld  
Kaulbachctr. 25 
	

22. Oktober 1969 

Herrn 
Gerd Grope 
Wirtschaftsredaktion 
Hanoversche Allgemeine Zeitung 

3000 H a n n o v e r 

Anzeiger-Hochhaus 

Bis zum magischen Achteck  

Mein Schreiben vom 27. 7. 69 Ihre Antwort vom 14. Okt. 69 

Sehr geehrter Herr Grope, 

eine Leserzuschrift wird erst durch die Veröffentlichung 
zum Leserbrief und somit auch wirksam. 

Mir scheint aber, der Nutzen könnte in diesem Falle durch 
ein Arbeits-Gespräch in kleiner Runde mit privatem Charak-
ter nachholt oder überboten werden. 
Ob Gesells Überlegungen für die Wirtschaftspolitik einen 
praktischen Nutzen haben können oder nicht, ist vielfach in-
nerhalb der Volkswirtschaftslehre (wie so manch andere Fra-
ge) eine Glaubensfrage geworden. 
Bundeswirtschaftsminister Schiller wird andererseits mit 
seinem theoretischen Rüstzeug die offenliegenden Wirt-
schaftsprobleme auch nicht lösen und somit gesamtge-
sellschaftliche Reformen blockieren. 

Wenn Sie zu einem Gespräch bereit sind, lade ich noch 
Herrn Dipl.-Sozialwirt Elimar Rosenbohm, der in der 
volkswirtschaftlichen Abteilung der LZB arbeitet und die 
Materie kennt, und ein paar Bekannte, die Gesells Lehre 
nicht kennen, ein. 

Über Ort und Zeit müßte man sich dann einigen. 
Ich würde mich freuen, wenn es zu dem Gespräch kommt, 
und wenn ich Ihre Diplomarbeit lesen dürfte (am besten 
vor dem Gespräch, aber auch unabhängig davon). 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Abromeit 

(Abschrift von der Original-Durchschrift, Januar 2017) 
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verlagsgeeellediaft Madsadc & Co. 3 Hannover 1 Postfach 209 

WIRTSCHAFTS- 
Herrn 	 REDAKTION 
Tristan Abromeit 

3 Hannover-Kleefeld  
Kaulbachstraße 25 

Ihre Zeichen 
	

Ihre Nachricht vom 	 Unsere Zeichen 
	

Telefon (Direkt-Durchwahl) 	 3 Hannover, Anzeiger-Hochhaus 

22. IU. L)69 	ki,schw- 	1676-4+1 	 24. (jktober 19h9 

Sehr geehrter Herr Abromeit! 

Haben Sie herzlichen Dank für Ihren Brief. Ss ist zwar für mich 

sehr ehrenvoll, daß Sie mich zu einem Diskussionsgespräch ein-

laden; leider ist aber meine Zeit während der nächsten 14onate 

und Wochen schon durch die redaktionelle Arbeit und andere Ter-

mine so in Anspruch genommen, daß der verbleibende kleine Rest-

teil meiner Familie vorbehalten sein muß. 

In der Hoffnung, daß Sie hierfür Verständnis haben, verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 

Ihr sehr ergebener 
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Trauriger Rekord 

Von Gerd Grope 
Laßt Euch nicht irre machen,wenn es da mal Kurzarbeit gibt und 
mal eine Pleite. Das ist ja die Marktwirtschaft. Wenn wir alle so arbei-
ten wie die Kohle und die Landwirtschaft, wäre Deutschland schon 
pleite gegangen." 

Also sprach Philip Rosenthal, Porzellanfabrikant und derzeit parla-
mentarischer Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium, am 
vorigen Wochenende auf einer SPD-Tagung in Hannover. Seine Äu-
ßerung wird inzwischen manches Archiv angereichert haben und bei 
passender Gelegenheit boshaft präsentiert werden. Wenn man ihm 
mit den Worten der alten Lateiner käme „Hättest Du doch geschwie-
gen!", würde der persönlich so liebenswerte Philip Rosenthal viel-
leicht erwidern, daß wir leider noch nicht reif genug für Wahrheitsbe-
kundungen in einer aufgeklärten Demokratie seien und daß er eben 
seinen Teil zu diesem Erziehungsprozeß beitragen wolle. Nun, über 
den Inhalt der zitierten Äußerung wird es auch vom objektiven Stand-
punkt aus unterschiedliche Meinungen geben. Denn arbeitet „die" 
Kohle, „die" Landwirtschaft ausnahmslos heute tatsächlich noch so 
primitiv, so unproduktiv? 

Auch zu einem anderen Problem hat der Staatssekretär dieser Tage 
seine Meinung kundgetan, nämlich bei der Beantwortung der Anfrage 
eines SPD-Bundestagsabgeordneten hinsichtlich des Einflusses der 
Banken auf Wirtschaft und Gesellschaft. Dieser Einfluß, so meinte 
Rosenthal, könne am besten durch wettbewerbsfördernde Maßnah-
men unter Kontrolle gehalten werden; eine zusehends wichtigere 
Funktion übten hierbei die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute aus. 
Rosenthal wies vor allem auf den Zinswettbewerb hin. 

Als ob dies das wichtigste Problem beim Thema Banken sei! Selbst 
die hohen Beteiligungen der Banken an Unternehmen und ihre Ein-
flußnahme über das sogenannte Depotstimmrecht spielen heute eine 
Nebenrolle im Verhältnis zu jenen Gefahren, die uns aus dem Miß-
brauch einer ganz anderen „Macht" der Banken entstanden sind: 
nämlich aus dem Mißbrauch ihrer Fähigkeit, über die Kreditgewäh-
rung selbst Geld zu „schöpfen" oder durch Aufnahme von Auslands-
geldern unseren eigenen Geldumlauf inflationistisch aufzublähen. 

Der jüngste Monatsbericht der Deutschen Bundesbank weist mehr-
fach und äußerst besorgt auf diese Unterminierung unseres Geldwer-
tes hin. Immerhin haben die Banken und Sparkassen im vergangenen 
Jahr ihre Kreditgewährung per saldo um 50,3 Milliarden DM erhöht 
Zieht man hiervon die Bestandsveränderung der Spareinlagen und 
längerfristigen Terminkonten (+ 30,5 Milliarden DM) ab, dann ver-
bleibt ein Überschuß der Kreditgewährung von rund 20 Milliarden DM. 
Zu diesen 20 Milliarden an neuem, zusätzlichem Geld kommen noch 
14,7 Milliarden DM als Forderungssaldo von Banken und Bundesbank 
gegenüber dem Ausland: Um so viel war 1970 der Devisenstrom zu 
unseren Banken größer als der Devisenabfluß. Und da dieser Devi-
sen-überschuß in D-Mark umgetauscht wurde, erhöhte sich entspre-
chend der Geldbestand der inländischen Unternehmen und sonstigen 
„Nichtbanken". 



Veränderungen des Geldumlaufs 1970 
(Alles In Milliarden DM). 

Bankkredite 

orderungen 
gegenüber Ausland 

+l4,7 

- 4,1 
- 8,0 	t5ffentilche 
Sonstige Bundesbank 
Einflüsse einlegen 

- 30,5. RSparen«  
bei Kreditinstituten 

+ 22,4 

Geld-
volumen 

Vermindert wurde die umlaufende Geldmenge dadurch, daß der Staat 
seine Einlagen bei der Bundesbank um 4,1 Milliarden DM erhöhte, 
und zwar vor allem durch die Aufstockung der Konjunkturausgleichs-
rücklage. Schließlich gab es 1970 noch eine Geldverminderung durch 
„sonstige Einflüsse" in Höhe von 8,0 Milliarden DM, zum Teil eine Fol-
ge von sogenannten Offenmarktgeschäften der Bundesbank mit Nicht-
banken: Die Notenbank verkaufte Schatzanweisungen und andere 
Schuldscheine des Bundes an Sozialversicherungsunternehmen, was 
ja eine Abschöpfung des Geldkreislaufs bedeutet. 

Faßt man alle Posten zusammen, dann errechnet sich per saldo eine 
Erhöhung das Geldvolumens um 22,4 Milliarden DM. Im Hinblick auf 
die erwünschte Stabilität der Kaufkraft unseres Geldes ist das ein 
trauriger Rekord. Denn diese 22,4 Milliarden bedeuten eine Zunahme 
der Geldmenge um 19,6 Prozent, während sich das gesamte Güter-
angebot in der Bundesrepublik voriges Jahr nur um 4,7 Prozent er-
höhte. Und nicht zuletzt die von Staatssekretär Rosenthal als „Wett-
bewerbsförderer" gelobten öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute haben 
Ihren gehörigen Teil zu der inflationistischen Geldaufblähung beige-
tragen. 

(HAZ vom 20. / 21. Februar 1971) 

Abschrift 1/2017 



Tristan Abromeit 

Februar! 1971 

An die Hannoversche Allgemeine Zeitung 

3000 H a n n o v e r 

Anzeigerhochhaus 

Leserzuschrift 

Den Titel „Trauriger Rekord" des Artikels von Gerd Grope (HAZ vom 20. /21. Februar 

1971 S.5) kann man auf die Wiederholung der Behauptung anwenden, die Banken seien in 

der Lage, Geld zu schöpfen und würden durch die Aufnahme von Auslandsgeldern unseren 

eigenen Geldumlauf inflationistisch aufblähen. Die erste erst Behauptung ist ein wirtschafts-

wissenschaftlichen Märchen, die zweite Behauptung gilt nur bei den jetzt vorhandenen fi-

xierten Wechselkursen. Da die Bundesregierung flur die Wechselkurse zuständig ist, hat, auch 

diese Geldschöpfungsmöglichkeit zu vertreten. 

Laut HAZ-Bericht vom gleichen Tage soll die Bundeswehr 400 Flugzeuge zum Stückpreis 

von 14 Millionen erhalten. Für den Betrag von 1/10000 einer Maschine könnte sich die Wirt-

schaftsredaktion der HAZ mit Hilfe des volkswirtschaftlichen Planspiels von Karl Walker 

über den wirtschaftspolitisch so bedeutsamen angesprochenen Fragenkomplex Klarheit ver-

schaffen. 

Nebenbei Das die zum Teil die Inflation kompensierende Mindestreserve-Pflicht der Ge-

schäftsbanken eine grobe Verletzung unserer sonst für heilig gehaltenen Eigentumsordnung 

ist, ist bisher nur wenigen Wirtschaftstheoretikern und -politikern aufgegangen. 

Gez. Tristan Abromeit 

Prospekt des Walker-Modells folgt. 

(Abschrift von der Original-Durchschrift Januar 2017) 
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Herrn 
Tristan Abrorneit 

3 Hannover-Kleefeld  
Kaulbachstr. 25 

 

WIRTSCHAFTS-
REDAKTION 

Ihre Zeidien 	Ihre Nachricht vom 
	

Unsere Zeichen 
	 Telefon (Direkt-Durchwahl) 	 3 Hannover, Anzeiger-Hochhaus 

Gr/wi 
	

1676/44o 
	

1.3.1971 

Sehr geehrter Herr Abromeit 

Wir freuen uns Über jeden Brief, in dem Leser ihr Interesse an Berichten 
und Artikel in unserer Zeitung bekunden. Das gilt auch für Ihre Zuschrift. 

Von einer Veröffentlichung möchten wir aber Abstand nehmen, und zwar des-
halb, weil wir Ihre Meinung, die Geldschöpfungsmöglichkeit der Banken sei 
ein wirtschaftswissenschaftliches Märchen, nicht ohne Kommentar gewisser-
maßen im Raum stehen lassen könnten. Ein solcher Kommentar aber würde einen 
zu großen Raum in Anspruch nehmen. 

Was die Geldschöpfung betrifft, so haben wir diesen Prozess im Laufe der 
letzten 12 Jahre mehrfach in größeren Artikeln im Rahmen unseres Wirtschafts-
teils unseren Lesern dargestellt und erläutert. 

Mit der Bitte, fUr unseren Standpunkt Verständnis zu haben, verbleiben wir 

mit freundlichen Grüßen 

HANNOVERSCHE ALLGEMEINE ZEITUNG 
Wirts -aftsredation 

PS: 
Ich selbst habe die Geldschöpfung 
u.a. in meinem Buch "Die Zweitbeste 
Wirtschafttt(Verlag Dr. Gabler, 
Wiesbaden) populär dargestellt. 
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Aufschub 

Von Gerd Grope 

Eine Atempause für die Bundesrepublik bis zum 1. Juli, um in der Zwi-
schenzeit notfalls neue Dämme gegen die anbrandende Dollarflut aufzu-
bauen - das ist das eine Ergebnis, auf das sich die kleineuropäischen 
Währungspolitiker der EWG am Ende ihrer Brüsseler Marathonsitzung 
einigen konnten. In anderer Hinsicht bedeutet dieser Beschluß einen, 
Kompromiß: Die - begrenzte und befristete - Freigabe des Wechselkur-
ses der D-Mark gegenüber dem Dollar und anderen Währungen außer-
halb der EWG braucht die Bundesregierung nicht im Alleingang vorzu-
nehmen. Sie hat hierfür den Segen der Partnerländer erhalten, wenn 
auch widerstrebend, besonders was Frankreichs Wirtschafts- und Fi-
nanzminister Giscard d'Estaing angeht, der sich in Brüssel in der Rolle 
eines Bannerträgers der europäischen Einheitsidee gefiel. 

Wenn am Montag die deutschen Devisenbörsen wieder eröffnet werden, 
könnte der Dollar an den Kurstafeln erheblich unter 3,66 DM erschei-
nen, also unter dem sogenannten Paritätskurs, der seit der DM-Aufwer-
tung vom Oktober 1969 gilt. Diese „Freiheit" ist uns nämlich in Brüssel 
zugebilligt worden, während die Bundesbank bisher schon kursstützend 
eingreifen und jede Dollarmenge ankaufen mußte, wenn der Dollarkurs 
unter eine Tiefstgrenze von 3,63 DM zu fallen drohte. Entsprechend 
wird also der Dollar vorübergehend bis zum 1. Juli abgewertet und die 
D-Mark entsprechend aufgewertet. 
Was soll dieser Spielraum, lohnt er den ganzen Brüsseler Aufwand? 
Letztlich hoffen wir, hiermit -- wenn auch nur vorübergehend - eine 
Waffe gegen den Preisauftrieb in der Bundesrepublik zu erhalten, und 
zwar in mehrerlei Hinsicht: 

Vor der Schließung unserer Devisenbörsen am letzten Mittwoch sind 
mehrere Milliarden Dollar in die Bundesrepublik geflossen, weil man auf 
eine Aufwertung der D-Mark spekulierte. Für jeden dieser Dollar mußte 
die Bundesbank im Umtausch mindestens 3,63 DM bezahlen. Ab kom-
menden Montag wird kein Devisenspekulant noch Interesse an solchen 
Geschäften haben, wenn der neue Dollarkurs so tief liegt, daß auch 
nach einer etwaigen DM-Aufwertung kein Profit mehr zu erwarten ist. 
Wird der spekulative Dollarzustrom derart abgebremst, dann verschwin-
det auch eine Hauptquelle für die inflationistische Aufblähung unseres 
eigenen Geldumlaufs. Denn durch den Umtausch der Dollarmilliarden 
mußte ja die Bundesbank Riesenmengen von D-Mark in die Welt oder 
besser: in die Bundesrepublik setzen. Da nun „vagabundierende" Dollar 
woanders Anlage suchen werden, hat die Schweiz als Abwehrmaßnah-
me ihre 7,0 Prozent aufgewertet, also den Schweizer Franken um die-
sen Satz für die Spekulanten verteuert. Mit einer Aufwertung des Schil-
lings um 5,05 Prozent hat sich Österreich diesem Vorgehen am Sonntag 
noch angeschlossen. 

Gerd Grope, HAZ - 1 - Aufschub 10. 5. 1971 



Von einer Quasi-DM-Aufwertung im Zuge der Wechselkursfreigabe wird au-
ßerdem ein unnittelbar Druck auf unseren Preisanstieg erwartet, jeden-
falls was den Warenhandel mit den USA und anderen Ländern außer-
halb dr EWG betrifft. Denn eine „teurere" D-Mark verbilligt ausländische 
Waren bei der Einfuhr in die Bundesrepublik (es sei denn, der ausländi-
sche Lieferant oder der deutsche Importeur steckt den „Aufwertungs-
gewinn" in die eigene Tasche) und verteuert unsere eigenen Exporter-
zeugnisse für das Ausland. 

Gerade der letzte Punkt hatte verständlicherweise unsere Industrie von 
vornherein veranlaßt, gegen Schillers Plan einer Wechselkursfreigabe 
oder direkten Aufwertung der D-Mark Stellung zu beziehen; Vom Stand-
punkt einer so stark exportabhängigen und ohnehin von der Kosteninfla-
tion erfaßten Industrie, die sich außerdem noch in der Phase eines Kon-
junkturabschwungs befindet, ist dies durchaus verständlich. Aber einen 
gewichtigen Gegeneinwand müssen sich gerade unsere Großunterneh-
men gefallen lassen: Die gefährliche Devisenflut hatte ja erst in letzter 
Zeit (aufwertungs-)spekulative Gründe. Allein im Jahre 1970 nahmen 
deutsche Unternehmen über 14 Milliarden DM Kredite deshalb im Aus-
land auf, weil die Zinsen draußen niedriger waren als hierzulande. Mit 
diesem Devisenimport hat unsere eigene Wirtschaft die um bessere 
Preisstabilität bemühte Dämpfungspolitik der Bundesbank ebenso unter-
laufen, wie dies durch den spekulativen Devisenzustrom geschah. Volks-
wirtschaftlich gesehen, haben unsere Unternehmen mit diesen Auslands-
krediten gewissermaßen die Lohnkosteninflation finanziert, unter der sie 
heute so stöhnen. 

Volkswirtschaftlich gesehen,finanziert schließlich die Bundesrepublik eben-
so wie jedes andere Land, das per saldo Dollar aufkauft, das Defizit in der 
amerikanischen Zahlungsbilanz. Seit Jahren also bezahlen wir und andere 
in Höhe unserer Dollarüberschüsse - militärische Ausgaben der USA in al-
ler Welt, sei es in Vietnam, sei es zur Verteidigung Westeuropas oder für 
andere amerikanische Stützpunkte, ebenso wie die Entwicklungshilfe der 
Amerikaner. Seit Herbst 1970 sind wir auch Mitbezahler jener Ankurbe-
lungspolitik, mit der Präsident Nixon der Arbeitslosigkeit in den USA zu Lei-
be rücken und seine persönliche Basis für das Wahljahr 1972 festigen will. 

Das ist nun einmal für uns die ökonomische und inflationistische Kehr-
seite einer amerikanischen Politik, deren Sinn und Richtigkeit an dieser 
Stelle gar nicht erörtert werden soll. Die Kehrseite hängt damit zusam-
men, daß der amerikanische Dollar auf Grund des bestehenden inter-
nationalen Währungsabkommens die sogenannte Leitwährung für den 
weltweiten Handels- und Zahlungsverkehr ist. Aber diese Leitwährung, 
deren Kurs - als einzige von allen Währungen - an eine bestimmte 
Menge Gold gebunden ist, entstand und bewährte sich zu einer Zeit, 
als Europa nicht unter Dollarüberschuß, sondern einer großen Dollar-
lücke zu leiden hatte, für deren Überbrückung mit Hilfe des Marshall-
plans wir alle den Amerikanern noch Dank schulden. Da sich nun aber 
einmal die Verhältnisse völlig gewandelt haben, wird die Schaffung ei-
ner neuen, wertbeständigeren Leitwährung das wichtigste Problem für 

Gerd Grope, I-IAZ -2 - Aufschub 10. 5. 1971 



die längst fällige Reform der internationalen Währungsordnung bleiben. 

Zunächst jedoch geht es darum, den jetzt in Brüssel vereinbarten Auf-
schub bis zum 1. Juli zu nutzen. Wird die erweiterte Schwankungsbreite 
des DM-Kurses bis dahin nicht genügen, um die Dollarflut einzudämmen, 
dann müssen vielleicht doch noch dirigistische Abwehrmaßnahmen er-
griffen werden: beispielsweise derart, daß die Bundesbank nur noch jene 
Dollarmengen zu einem bestimmten Kurs ankaufen muß, denen Güter-
oder langfristige Kapitalströme zugrunde liegen, während die Kurse für 
spekulative Finanzdollar sich auf einem nicht gestützten Devisenmarkt 
bilden würden. 
Und nicht die leichteste Aufgabe wird es sein, die Landwirtschaft in der 
Bundesrepublik vor Schäden zu bewahren, die ihr vor oder nach dem 1. 
Juli durch währungspolitische Maßnahmen entstehen. Stichwort hierfür 
ist der sogenannte Grüne Dollar, also die gemeinsame Verrechnungsein-
heit für alle Agrarprodukte, die der EWG-Marktordnung unterliegen. Im 
Grunde gilt für diese Agrarwährung ähnliches wie für den Dollar als in-
ternationale Leitwährung: Sie ist ein Fremdkörper, solange die beteilig-
ten Länder nicht nach einer gemeinsamen Maxime währungspolitischer 
Stabilität handeln - zu deutsch, solange sie sich über das Ausmaß einer 
„zumutbaren" Geldentwertung nicht einig sind. 
(HAZ 10. Mai 2071) 

Gerd Grope, HAZ -3 -Aufschub 10. 5. 1971 

  

   



SOZIALWISSENSCHAFTLICHE GESELLSCHAFT 1950 e.V. 
NIEDERSACHSEN ZWEIG 
3 Hannover Klecfcld, Kaulbachctraßc 25 

Hannoversche Allgemeine Zeitung i 
- Wirtschaftsredaktion - 
3000 Hannover 1 
Postfach 209 

Hannover, den 10. 5. 71 

Sehr geehrter Herr Grope, 

Ihr heutiger Leitartikel „Aufschub" zur Freigabe des Wechselkurses der DM 
durch die Bundesregierung erinnerte mich daran, daß ich Ihre Antwort vom 
1. 3. 71 auf mein Schreiben vorn (ohne Datum) zu Ihrem Artikel „Trauriger 
Rekord" vom 20. / 21. 2.71 noch erwidern wollte. 

Ich hatte geschrieben, daß die Geldschöpfungsmöglichkeit der Banken ein 
wirtschaftswissenschaftliches Märchen sei. Sie erwidern, daß die HAZ in 
den letzten 12 Jahren diesen Prozeß (der Geldschöpfung) mehrfach in grö-
ßeren Artikeln erläutert habe. 

Beide Aussagen kann man kommentieren mit einem Zitat von dem Presse-
sprecher der Bundesregierung Ahlers: „Behauptungen werden nicht wahr 
durch ihre Wiederholung." 

Es müßte konsequenterweise eine gemeinsame Antwort erarbeitet werden; 
dazu wird aber keine Zeit für übrig sein. Sie werden daher sich in Ihren Bei-
trägen zu diesem Thema wiederholen, bis die Ereignisse wie im Fall der 
Wechselkurse zu neuem Durchdenken zwingen. 

Wenn ich so urteile, dann nicht aus einer Antipathie oder Frontstellung her-
aus, sondern weil ich Ihre Denkstruktur so einschätze. 

Ich habe Ihren Vortrag vom 3. März in der VHS gehört. Im gewissen Sinn 
ein Genuß, in jedem Falle eine Erbauung für den Nichteingeweihten in kei-
nem Fall eine Orientierungshilfe zum politischen Handeln. 

Ich habe eine 21seitige Analyse Ihres Buches „Die zweitbeste Wirtschafts-
ordnung" gelesen. Der Schlußsatz lautet: „"Giersch warnte bereite im Vor-
wort, daß Grope die Nationalökonomen nicht immer zu befriedigen vermö-
ge, vor allem nicht die liberalen, wäre hinzuzufügen. Wäre Grope bei ihnen 
in die Schule gegangen, dann hätte er vielleicht ein Buch über „Die beste 
Wirtschaft" geschrieben." 

Mit freundlichen Grüßen Tristan Abromeit 

Anlage SG-Kommentare vom April 19711 (Hinweis: Das neueste Buch von 
Karl Walker wird in Kürze unter dem Titel „Milliardenvergeudung durch die 
Mehrwertsteuer" herauskommen.) 
(Abschrift von der Originaldurchschrift, Januar 2017 
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Zur Einführung 

Wir haben unsere,,Komraentare" bisher immer nur an die 
Mitglieder und Freunde der "Sozialwissenschaftlichen 
Gesellschaft" e.V.herausgehen lassen. LIit dieser heu= 
tigen Ausgabe ziehen wir den Kreis der Empfänger zum 
ersten mal etwas weiter, auch Presse und Rundfunk, 
Publizisten und ansprechbare Politiker sollen ab und 
zu - manchmal vielleicht etwas provozierend - auf 
Überlegungen gestossen werden, die man schon beinahe 
nicht mehr für möglich gehalten hätte.- 

Wir sind nämlich als "Sozialwissenschaftliche Gesell 
schaft" e.V. ein Verein besonderer Art. Wir haben noch 
so etwas ‚wie Grundsätze, von denen wir nicht lassen 
können. - Einer dieser Grundsätze ist: wo immer wir in 
Publikationen, Vorträgen, Tagungen und Seminaren zu 
den heutigen Problemen unserer Gesellschaft und Wirt-
schaft etwas zu sagen haben, wird ‚es unter ordnuns= 
politischen und nicht unter interessenpolitischen Ge= 
sichtspunkten geschehen, Interessenpoliti2 ist zwar 
der Zug unserer Zeit und manch einer meint, man könne 
doch nicht gegen den Strom schwimmen. - Doch dazu sagt 
ein chinesisches Sprichwort, das seien die "toten Fische" 
die das nicht können, - die lebendigen  önnen es 1  

Vielleicht kommt es ein wenig auf den Mut an, die Kehrt= 
wendung zu wagen ? Wer immer so denkt,wie die anderen 
uin'ihn herum, der wird natürlich immer mitgeschwemmt. 
Mit dem ist von unserer Sicht aus nichts - von den 
etablierten Mächten her aber alles zu machen ! - Dazu 
wollen wir - und dazu sollten Sie - nicht gehören  

Diese Blätter dienen dem Kontakt mit aufgeschlossenen, 
kritisch denkenden Naturen, gleichgültig welcher par= 
teipolitischen Konfession sie angehören mögen. Das 
musste wohl, - so ‚meint der Herausgeber - den neuen 
Lesern erst einmal ein wenig erklärt werden. 

D. H. 



DINOSAURIER EWG 

Die respektlose dberschrift ist keine eigene Erfindung sie ist aus der 
"Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vorn 3.2.1971 übernommen. Der Verfas= 

ser meinte, diese EWG schicke sich an, "riesige Ausmaße zu entwickeln" 
und werde dabei "doch immer unfähiger, vernünftige Entscneidungen zu 
treffen.a 

Genau dasselbe meinte auch der nordrhein-westfälische •lirtschaftsminis= 
ter k.irzlich, als er von Drüssel ersucht wurde, die Investitionsprämien-
zahlungen - mit denen isan im 1ohlenrevier strukturpolitik betreiben woll-
te - einzustellen.- Jedenfalls schien ihm in mrüssel "ein erschreckender 
.angel von Verständnis für die Probleme des fliein-uhr-Gebietes" vorzu' 
liegen. - ohne nun gerade die Investitionsprämie für das wichtigste Pro= 
bleu zu nalten, kann man da nur sagen: manche Politiker merken aber auch 
alles ! - wenn es nur nicht meistens zu spät wäre. - 

+ 

‚a ist in der letzten Zeit viel von den erhabenen Zielen der ilG, von der 
stufenmässig nach dem "Jerner-Plan" zu verwirklichenden .lirtschafts- und 
Aährungs-Union geredet und geschrieben worden. Jena diese braven Europa= 
Enthusiasten nur wenigstens erst einmal die Texte aus arüssel gelesen und 
dann eine kritische Denkpaiise eingelegt häten ! - 

'Jir können uns hier natürlich nicht mit den Einzelheiten der Brüsseler 
Währungs- und iConjunkturpolitik befassen; das bewältigt man nicht zwischen 
Tür und Angel. Doch wer auch nur einen Funken kritischer Aufmerksamkeit 
für die bewegenden Probleme unserer Zeit hat, der müßte ja allger.iach be= 
merkt haben, dass die Währungsfragen und die damit verzahnten Konjunktur= 
probleme fachwissenschaftlich alles andere als geklärt sind.- Gleichwohl 
macht Brüssel auf der Basis von Theorien, die einem iundigen die daure 
zu Berge stehen lassen können, "Stufenpläne" in eine Zukunft hinein, - - 
in der es für die nationalen egierungen keine Korrekturmöglichkeit mehr 
geben soll ! - 

iian verstehe das jetzt nicht falsch ! - Es geht nicht darum, die Eini= 
gung Europas zu verketzern. „1er aber solche Sachen machen konnte, wie 
Brüssel mit seiner Agrarmarktordnung und seinem "griineri Dollar", - und 
dabei immer noch nicht einsieht, dass diese ganze Methode falsch ist, 
dem sollte man nicht noch mehr Souverani ts-jec1ie zu nocH gewagieren 
Experimenten zu Füssen legen 

Dieser Apparat will dirigieren. Alles will er dirigieren - und unabänder= 
lieh soll es dann sein ! - Wie mögen sich unsere Politiker eigentlich die 
Mitentscheidung der EWG in der Bonner riaushaltspolitik vorstel'en ? - (wo 
sie doch unter sich kaum damit fertig werden ).- Dazu heibt es nämlich in 
den Plänen der EdG, "zur Erleichterung der haushaltspolitischen Idarmoni= 
sierung" müßten die Arbeiten über den aushaltsvergleich "vertieft" werden. 

".uantitativ hätte der Vergleich sämtliche öffentliche Haushalte,also 
auch die daushalte der Gebietskirperschaften und der Sozialversiche= 
rungen einzuschliessen.." 

also sämtliche haushalte der Mitgliedstaaten zuzüglich sämtlicher Haus= 
halte der Länder und Gebietskörperschaften, zuzüglich sämtlicher Haushalte 
der Sozialversicherungen in den verschiedenen Iitg1iedstaaten sollen - 
bevor sie zu Lause verbindlich verabschiedet werden können - erst einer 
Mammut-Beratung in Brüssel unterzogen werden.- 



Derartiges - so meint man in iriisse1 . sei iir die gesamte Jirtschafts-
und Konjun..cturpolitik nötig .(!) * und hi'cIii genüg damit, müssen auch 

"die Sozialpartner an der Vorbereitung de!' gemeinschaftlichen Iirtschafts-
politik beteiligt werden" 

.aben wir also richtig verstanden ?. — es werden nicht nur Politiker aus 
aller :erren Länder, sondern auch die Träger der Sozialversicherungen, 
die nationden Unternehmerverbinde und Gewerkschaften uitberaten müssen, 
usa. für jeden einzelnen kitgliedstaat die "richtigen Daten" und .cisun= 
gen zu finden () — Und dann geht es weiter: 

ltj)ie i1s)ieh1nngen zur Orientierung der 1 	rirtschaftspolitik werden 
sich in spezifischer Form an jeden einzelnen kitgliedstaat wenden 
müssen. Daher wäre an eine allgemeine Vereinbarung zu denken, daß 
sich das jeweils betroffene Land der Stimme enthält, falls über 
derartige Empfehlungen abgestimmt wird 	"  — — 

"Lupfehlun,en" haben' trotz der konzillianten Sprachregelung vor brüssel 
— was manchen Leuten noch gesagt werden muß — ‚ auf deutsch die bedeu= 
tung verbindlicher Anordnungen  ! - ias muss man vorher wissen, dann 
braucht man sich nachher nicht zu wundern.- Im übrigen ist es ja auch 
die einachc Konsequenz der "Abtretung von Souveränit..tsrechteu". 

". .Ei werden Zuständigkeiten von nationaler Ebene auf Gemeinschafts 
ebene übertragen werden müssen..", 	 

heißt es auch in !erner-3ericht, — und demzufolge besagt nun also der 
obige Passus, dass beispielsweise über den Etat der Bundesrepublik 
wohl von Frankreich, Italien, Kolland, Belgien, Luxemburg und gegebe= 
nenfalls weiteren neuen EJG-Liitgliedern beschlossen wird, — aber unter 
tusschluI3  der Bundesrepublik (!) — Dafür dürfen dann die bundesdeut= 
scheu Vertreter wieder mitbestimmen, wenn es um Italien oder Luxemburg 
oder irgend einen anderen iiitgliedstaat geht.- 

..and aufs ..erz ! — gibt es denn einen auch nur leidlich vernünftigen 
Keuschen in Europa, der sich das alles ( und noch mehr ) überlegt und 
s000 srorzestellt hat — — — und dann von einem solchen Europa begeis= 
tert sein kann ? — Kan komie uns doch nicht mit den markigen Kedenis= 

ier Notwendigkeit, "die nationalstaatliche trähwinkclei zu 
überwinden", (wie der Ehrenpräsident der ständigen Konferenz der an= 
delskaeeern aus den 	 kierr Alwin ilünchrleyer kürzlich LiCfl= 

- Erstens ist die Integration Europas auch auf dem Tege eines 
föderativen Zusamengehens möglich, wie Pompidou.. es vorschlägt; und 
zwei uns handelt es sich ja nicht um eine "Krähwinkelei", die da ge= 
opfert werden soll, sondern um die demokratischen Grundrechte der  
3elbsthestiuung, in denen eben als "Souveränitätsrecht" auch die ße= 
wegungire:heit enthalten ist, wenigstens wieder berichtigen zu können, 
was in unserer unvollkouuenen'jemokratie in vorausgegangenen politi 
scheu titscheidungen falsch gemacht worden ist ! Drüssel verbaut diese 
Köglichkeiten; drüssel will globale und am Ende für alle beteiligten 
unwiderrufliche Entscheidungen. Immer soll demjenigen das Stimmrecht 
verweigert sein (siehe oben), von dem ein Jider.spruch kommen könnte,, 
der also von der iiam.ut-ntscheidung der Unbeteiligten  nachteilig 
betroffen ist. - 'jr sollten den Franzosen dankbar sein, dass sie 
zuweilen d:ie bremsen anziehen. 

.arl Walker 



Nicht g  t heraen 

Kein Tag vergeht, ohne dass irgend einer von Denjenigen, die sel-bst 
Verursachr oder mittelbare Nutzniesser der Geldvermehrung ind, der 
Inflation in markign Worten den "Kampf ansagt' oder seine ttwarnende 
Stimme" erhebt und dem schuld- und. ratlosen Volk ernst tönende Vor= 
haltungen macht.Das "Haltet dn rieb!" ist eine altbewährte Taktik.- 

Und doch - ganz und gar gehen diese Verlautbarungen auch wieder 
nicht auf 'Taktik" zurückä Aufrichtig besorgte Politiker reden zu= 
weilen ganz ähnlich. Sie scheinen blind dafür zu sein, woher der 
Nachfrage-Überhang kommt; und sip wissen auch nichts davon, dass 
sich diese Übernachfrage ( wenn sie nicht an der Quello gestoppt 
wird ) mit marktgesetzlicher Zangsläufigkeit verteilen muß  

+ 

Hat nicht Bundesbankpräsident Klasen kürzlich gesagt, er wolle 
lieber den weiteren Devisenzustrom in Kauf nehmen, als dass er 
seine Restriktionspolitik ( hoher Diskontsatz, hohe Abschöpfungen) 
lockern wolle? - Und der Konjunkturrat hat da noch beigepflichtet. - 

+ 

Eine Geldvermehrung, die(mangels aussenwirtschaftlicher Absiche= 
rung)über den Devisenankauf der Bundesbank in die deutsche Volks= 
wirtschaft eingeschleust wird, bewirkt - wie etwa die Flüssig= 
keitszufuhr in einem System kommunizierender Röhren - den Auftrieb 
des ganzen  Volumens! - Es ist mit naturgesetzlicher Gewißheit 
nicht möglich, die mit der Geldvermehrung eingeschleusten mone= 
tären Ansprüche auf Güter lediglich auf den Maschinenmarkt, oder 
auf den Textil-Sektor, oder auf Hausrat und Elektrogeräte zu be= 
schränken. Da alle Güter "nrmalereise",d..h.in einer Periode 
länger anhaltender Stabilität, untereinander in ganz bestimmten 
leistungsbedingten Tert-Relationen stehen, bringt eine Einschleu= 
sung zuätzlicher Nachfrage auf dem vom Zufluß betroffenen Sektur 
einen Auftrieb, der sich zwangsläufig über die benachartn Sek= 
toren fortpflanzt - bis zum Niveau-Ausgleich.- 

Es ist der Trend der Marktgesetzlichkeit, auch bei partiell  auf= 
getretener Übernachfrage und partiell gestiegenen Preisen, die 
"richtigen" Wert-Relationen auf einem höheren Niveau wieder zu= 
recht-zurütteln. - Preis- und Lohnsteigerungen können erst auf= 
hören, wenn dieser Prozess des Zurechtrüttelns abgeschlossen ist; 
solange aber fortgesetzt neue Schübe von zusätzlichen m'netärefl 
Ansprüchen ( aus dem Devisenankauf der Bundesbank ) eingeschleust 
werden und diesen Prozess stoppen - und wieder von vorn beginnen 
lassen - ist keine Stabilität zu gewinnen..- 

KARL WALKER 



Mit dem Rechenstift an die LOHN-PREIS-SPIRALE: 

Die schlichtQ Ansicht, dass die Lohnerhöhungen die Prei= 
se treiben, findet man in den misten Presse-Organen - 
von "Bild" bis "Spiegel" -; dass die Sache aber in Wirk-
lichkeit gar nicht so sein kann, hat die sirh.rlich nicht 
gewerkschaftshörige Zeitschrift "Capital" (Verlag Gruner 
& Jahr) vor einiger Zeit rechn-risch nachgewiesen. 

"Capital" zeigt ( in Nr. 11/1 970 )' dass ein Arbeitneh= 
mer, wenn er nur den Kaufkraftschwund von 1969 auf 1970 
mit 4 Prozent Zulage in seiner Lohntüte ausgeglichen 
bekommen seil, eine Lohnerhöhung von brutto 9 bis 17 
im Durchschnitt 11 Prozent - erhalten mußte. 

Prüfen wir einmal nach, wie die Sache 1970 auf 1971 für 
unseren Lohn- oder Gehaltsempfänger aussieht: 

1970  Steuerpflichtigr Brutto-Lohn ................DM 1350.-- 
Lohnsteuer ( st':i. 111/2)..... 	DII 130.-- 
Kirchensteuer 	13.00 
Krankenkasse 	54.00 
Rentenversicherung 	114.75 
Ab-Beitrag 	 8.78  

320.53 	.... 	320.53  
Netto-Auszahlung 	  1 v029.47 
Zuschlag: Inflationsrate 1970/71  ca  4 	 41.16  

Notwendiger Netto-Lohn für April 1971 	  1.070.63 

April 1971:  Steuerpflichtiger Brutto-Lohn 	 DM 1.495.69 
Lohnsteuer ( st-Kb. 111/2 ) 	 158.50 
Kirchensteuer 	  15.85 
Konjunktur-Zuschlag 	  15.85 
Krankenkasse 	  97.61 
Rentenversicherung 	  127-50 
A10-Bitrag 	 9.75  

	

425.o6 	425. 6  

Netto-Auszahlung 	  DM 1.070.63 

Wie man sieht, ist der Kaufkraftverlust von 1970 auf 1971  mit 41.16 
Mehr-Auszahlung gerade erst ausgeglichen, während der Mann doch in 
Wirklichkeit mit einer Zulage von DM145.69 fast 11 Prozent mehr Brut= 
to-Lohn erhalten hat - dabei aber unvermeidlicherweise auch in höhe 
re Beitragsklassen geraten ist.- 
Kit den DM 41.16 läßt sich also - dem Preisniveau hinterherhinkend - 
nur die Lücke gegenüber dem Vorjahr schiessen. Mehr Geld zu weite= 
ren "preitreibenden" Anschaffungen hat aer Mann nicht ! - denn mit 
dem anderen Teil der Lohnerhöhung, der sich auf DM 104.53  beziffert, 
kann er nichts anfangen.Diesen Teil haben Fiskus und Sozialveroiche 
rungen abgeschöpft, - was aber auch noch nicht heißt, dass diefle 
jetzt den "Schwarzen Peter" haben ! (Die Quelle der Inflation  spru= 
delt nämlich ungestört in einer ganz anderen Ecke weiter ! ) 

April 

K. W. 
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DIE rK;DEMIE FÜR FREIE UND SOZI,LE ORDNUNG ALS 

SOZIALPDAGOG.INSTITUT D.SOZIALV!ISSENSCHAFTLICHEN 
GESELLDCHAF- T 1950 E.V. 425 BOTTROP,AUF DER KOPFES 

LÄDT EIN 

zu M, 	0 0 H E N 5 E M 	N A R VOM 13. - 18.4.71 

IN 	D0RTviUND.BRCKEL, M HTUSE DER K0d'ENDE' 

LEITTHEMI: VON DER DEMONSTRATION DES UNBEHAGENS 
- ZUR AKTION EINER NEUEN ORDNUNG ! - 

PROCRAMM DU CH SEKRET/RIAT: BOTTROP,ruF D,KoppE 8 
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T E E u in s o n s t.... 

Im vergangenen Somner arbeitete eine von echtem jugendli= 
chem Idealismus beseelte sozialreformerische Gruppe der 
"Demokratischen Union" auf der Insel Sylt, wo sie sich in 
den,,Witthüs-Teestuben" eine bescheidene Basis geschaffen 
hatte Dieses Dmizil echte Treffpunkt sein für alle, die 
Klärung suchten und offene Gespräche wünschten.- Und da ka= 
men sie denn auch - - - und waren ungehalten darüber, dass 
auch "Liberale"--u VQort kamen ( ) und dass die Getränke 
nicht umsonst abgegeben wurden (! ! ) Da mußte dann über 
das Selbstverständlichste und Primitivste geredet werden: 

haben viel darüber diskutiert", beri.htet die Gruppe 
in "Zeitkommentae für Jedermann"(Nr.303 vom 15.12.1970), 
"dass die Witthüs-Testuben auf Sylt die Exstenzgrundlage 
für einen Teil der Gruppe sind, dass nicht Tee, Bier usw. 
amsonst abgegeben werden können.- Sianche fanden das "kapi-
talistisch". Sie empfanden es als einen Widerspruch, dass 
die Sylter einen 3etrteh privat besitzen und gleichzeitig 
für die Abschaffung des privaten Besitzes an Produktions-
mitteln eintreten.' - - - 

In den Vorstellungen dieser Juso's hat die Erkenntnis noch 
keinen Raum, dass sie mit ihrem eigenen Verhalten - nur 
nehmen und nichts  gehen zu wollen - geradezu ultra-ausbeu 
tZge zur 	IüToinmen lassen ! Ihre "Ideale" 
sind Verzerrungen nach der anderen Seite hin, vom Prinzip 
her in gedankenlosem Radikalismus noch direkter auf die 
A1'sheutung der Tätigen und Schaffenden ausgerichtet - als 
im kapitalistischen System üblich.- 



Das ÜKONOiiISCHE WELTILD der JUSOs 

"Frei wollen wir werden,wie die Vögel des Himmels, 
sorglos in heiteren Zügen und süsser Harmonie 
durchs Leben ziehen wie sie 

(W,Vveitling, 1808 - 1871) 

iTeben den grossen aussenpolitischen wie auch wirtschafts= 
und finanzpolitischen Problemen der Bundesregierung hat die 
SPD auch noch ihre Sorgen mit dem zunehmenden Linke-Drall 
ihres Nachwuchses. 

Es rächt sich jetzt,daß man in der SPD auf dem Sektor"poli= 
tische Bildung"kaum jemals etwas für die mindestens seit 
dem Godesberger Programm (1959)  erforderliche Vermittlung 
volkswirtschaftlicher Kenntnisse getan hat. Was jetzt an 
berechtigter Kritik der heutigen Zustände aufkornmTt, ist in= 
f'olgedessen mit erschreckenden Lücken in den wirtschaftli 
chen Grundkenntnissen durchsetzt.- Dafür ist die Kritik der 
Jungen verwoben - - nicht einfach mit marxistischen, son= 
dern fast mehr noch mit vormarxistischen Vorstellungen von 
"Sozialismus"! - Diese Ultra-Linken der Jusos wären imstan= 
de, ganz von vorne wieder anzufangen und alle Lehren und 
Erfahrungen.eines Jahrhunderts - einschliessliChder Erfah= 
rungen der Sowjet-Union - in den Wind zu schlagen.- 

Da kommt nun alles wieder vor, von der Abschaffung der 
Marktwirtschaft, des Eigentums, des Geldes bis zur kosten= 
losen Güterverteilung, kostenlosem Wohnen, kostenlosen Ver= 
kehr usw., alles Träume, wie sie in ähnlicher V'eise schon 
der Schneidergeselle Wilhelm eeitlirig vor hundert Jahren 
geträumt hat.- Doch um solche Traume zu erfülien,bedürfte 
es eines Schlaraffenlandes.- 

Es ist für uns gar keine Frage: die heutigen Verhältnisse 
sind in Einkommensverteilung und Vermögensschichtung höchst 
ungerecht.-Die Ungerechtigkeit besteht aber für unsere Be= 
griffe gerade darin, dass die Güterverteilung in dieser 
Wirtschaft nicht  leistungsbezogen erfolgt, daß es vielmehr 
Schichten gibt, die nach einem bestimmten ne1ement, das 
man "kapitalistisch" nennen kann 	das aber nicht einfach 
mit Marktwirtschaft,Eigentumsördnung, Leistungsprinzip und 
freiem Unternehmertum identisch ist - arbeitsloses Einkommen 
beziehen. Diese Verhältnisse werden aber nicht dadurch ver= 
ändert, daß man 1iIarktwirtschaft, Eigentum und Privatunter= 
nehmer abschafft,- - - und den Anspruch auf' arbeitsloses 
Einkommen einer anderen Schicht überträgt ! - 

Immer muß auf dieser unvollkomuienen Welt irgend jemand im 
Schweiße seines Angesichtes etwas tun  und dann auf die Früchte 
seines Tuns verzichten,  - wenn ein anderer nichts tun  und 
doch essen  und wohnen  und das Leben geniessen will, wie ein 
Kapitalist oder wie die be VIflIEfI.- 

Uber diese Zusammenhänge muss man sich erst einmal ,im klaren 
sein, danach läßt sich vielleicht nüchtern und sachlich darü= 
bem reden, was denn nun wirklich geändert werden müßte, um 
der sozialen Symmetrie näher zu kommen. er 



Das Problem des 	NTIZYISMUS' 	 karl walker 

Die Schwierigkeiten zwischen Hcashaltspolitik einerseits 
und Konjunkturpolitik andererseits bringen die beiden zu;--
ständigen 

u=
ständigen Llinister - Prof .Karl Schiller und Finanzminister 
Alex IF5ller - mit zunehmender Deutlichkeit immer wieder 
auf Kollisioriskurs.- Kann nun die Lösung darin bestehen, 
hirtschaft und Finanzen zu einem Super-Ministerium zu= 
sammenzuwerfen und in eine Hand zu legen ? - 

Da kann es nur eine Antwort geben: Nein ! - und zwar auch 
dann nicht, wenn sich der Minister .D.Dr.h.c.Franz Josef 
Strauß dafür stark mccht - 

Jnsere wissenschaftsgläubige Regierung hat sich der "anti= 
zyklischen Konjunkturpoliik" verschrieben; doch unserer 
gleichfalls in Missenschaft schwelgenden Opposition ist 
dieselbe - wegen deutlichen Versaens, was man hätte vor= 
her wissen können +)_ grotskerweise noch nicht antizyk 
lisch genug. Alle zusairnaen haben sie nämlich ihre Rezepte 
aus denselben Lehrbüchern der "mrdernen Natinalbkrnsnie". 
Darüber müßte man jetzt einmal ein wenig nachdenken: 

1).. .wenn jemand auf irgend einem Gebiet Entscheidungen 
trifft, - die er sich ja vorher überlegt haben muss,- und. 
danach 2).. .noch weitere Entscheidungen, mit welchen die 
ersten kanterkariert (durchkreuzt, aufgehoben und in ihr 
Gegenteil verkebrt)werden, - und wenn er dann 3).. .trotz= 
dem mit eiserner Entschlossenheit ( in unserem. Fall zu 
sätzlich von einer zwar konformdenkenden aber ni•ht gera= 
de wr,hlwnllenden Opposition gehetzt ) beides durchzusetzen  
trachtet, - dann beurteilt man dies im3hIichen Teben 
normalerweise als Symptom einer besrgniserregenden Denk= 
verwirrung - 

Nicht so in der Nationalbkonmie ! - hier ist es "Wissen= 
schaft" und macht als Problem von der Art des "magischen 
Dreiecks" den Herren Gelehrten fst se viel Kopfzerbrechen, 
wie anderen Unentwegten das Herumtüfteln an der noch im= 
mer nicht zustande gekommenen ( seit Robert Liayer physika= 
lisch unmöglichen ) Erfindung des "Perpetuum mobile". 

Unvereinbar Dinge soll man nicht miteinander vereinbaren 
w(llen, Konjunkturpolitik nicht mit Haushaltspolitik ver 
quicken 

) siehe Anlage 





Zum Geleit 

(1) Könnten wir eine bessere Wirtschaftspolitik gebrauchen? Die 
Antwort lautet uneingeschränkt „ja", auch wenn wir zugeben müs-
sen, daß in dieser zweitbesten Welt ziemlich alles ziemlich unvoll-
kommen bleiben wird. Denn manches können wir der Wirtschafts-
politik ankreiden: daß die Preise steigen und alle paar Jahre einmal 
ein konjunktureller Rückschlag kommt; daß die Konzentration wirt-
schaftlicher Macht zunimmt und der Preis- und Qualitätswett-
bewerb oft nicht ausreicht, um uns vor überhöhten Preisen und 
minderwertigen Waren zu schützen; daß die Vermögens- und Ein-
kommensverteilung recht ungleich ist und wir deshalb nicht von 
Start- und Leistungsgerechtigkeit sprechen können; und daß der 
Wettbewerb - so im Bereich der Reklame und der Ausbeutung der 
Naturschätze, zu denen auch Wasser und Luft gehören - manchmal 
Wege geht, die uns bedenklich stimmen. 

(2) Könnten wir eine bessere Wirtschaftspolitik haben? Auch hier 
lautet die Antwort „ja". Aber sie bedarf einer Einschränkung: Die 
Wirtschaftspolitik kann nicht besser sein als der Bildungsstand der 



Öffentlichkeit in gesamtwirtschaftlichen Fragen. Denn die Öffent-
lichkeit hat in der Demokratie wichtige Kontrollfunktionen. Positiv 
hat sie die Möglichkeit, den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht an-
zuprangern; sie kann mit dem Finger auf monopolistische Verhal-
tensweisen zeigen, wenn immer zu vermuten ist, daß diese das 
öffentliche Interesse schädigen, und sie kann notfalls darauf hin-
wirken, daß der Gesetzgeber geeignete Schritte dagegen unternimmt. 

(3) Die öffentliche Meinung als Kontrollinstanz in der Demokratie 
wird aber manchmal auch zum wirtschaftspolitischen Hemmschuh. 
Das gilt vor allem im Bereich der Konjunkturpolitik. Wenn hier 
häufig das Richtige zu spät geschieht und dann beinahe falsch wird, 
so liegt der Grund nicht selten darin, daß das öffentliche Bewußtsein 
um viele Monate hinter der tatsächlichen Konjunkturentwicklung 
herhinkt, aber Regierung und Parlament in der Demokratie nicht 
gut ohne die Zustimmung einer breiten Öffentlichkeit handeln kön-
nen. Gewiß wäre es ein Zeichen staatsmännischer Weitsicht und 
Zielstrebigkeit, wenn zum richtigen Zeitpunkt auch Maßnahmen 
ergriffen würden, die unpopulär sind. Aber wo gibt es Staatsmän-
ner, die in der Öffentlichkeit so viel Kredit haben, daß sie eine Phase 
der Unpopularität nicht zu scheuen brauchten? Außerdem: es gibt 
Eingriffe, die nur dann richtig wirken, wenn die sozialpsycholo-
gische Situation für sie günstig ist, d. h. die Öffentlichkeit, ein-
schließlich der Unternehmen und der Gewerkschaften, nicht negativ 
reagiert. 

(4) Also müssen wir, wenn eine bessere Wirtschaftspolitik not tut, 
aber nur mit und nicht gegen die öffentliche Meinung möglich ist, 
für ein besseres Niveau der wirtschaftspolitischen Diskussion in der 
Öffentlichkeit sorgen. Ein Teil dieser Aufgabe fällt natürlich den 
Hochschulen zu; aber was ein Hochschullehrer lehrt, wird ja erst 
nach vielen Jahren wirksam, wenn die Studierenden eine einfluß-
reiche Position im öffentlichen Leben erlangt haben. 

(5) Schnelleren Erfolg verspricht die Aufklärung durch Wirtschafts-
journalisten in der Fach- und Tagespresse und in Funk und Fern- 



sehen. Doch wenn Journalisten ihren Einfluß nicht aufs Spiel setzen, 
sondern steigern wollen, müssen sie die Zusammenhänge verein-
fachen und das Interesse der Leser immer wieder neu entfachen. 
Daß der Sachzusammenhang dabei manchmal zur Karrikatur ver-
zerrt wird, ist begreiflich; aber es ist nicht unvermeidlich, wie die 
Besten unter den deutschen Wirtschaftsjournalisten immer wieder 
zeigen. 

(6) Mehr Raum als die Zeitungsspalten läßt dem Vermittler gesamt-
wirtschaftlicher Erkenntnisse das wirtschaftspolitische Sachbuch. 
Es bietet die Chance, den Leser mit komplizierteren Fragen vertraut 
zu machen, ohne daß er dazu verführt wird, in verkürzten Kausal-
ketten zu denken oder das eigene Vorurteil durch das des Autors zu 
ersetzen. 

(7) Gerd Grope, einer der erfahrensten und gründlichsten Wirt-
schaftsjournalisten in der Bundesrepublik Deutschland, hat die Dar-
stellungsmöglichkeiten, die das Sachbuch bietet, erkannt und ge-
nutzt. Das Ergebnis mag den professionellen Nationalökonomen 
nicht immer befriedigen; aber der Leser, an den sich dieses Buch 
wendet, wird es verständlicher, interessanter und erregender finden 
als das, was ihm professionelle Nationalökonomen, die der Wissen-
schaft näher stehen als der Autor, gelegentlich zumuten. 

(8) Wenn wir eine bessere Wirtschaftspolitik brauchen, sie aber nur 
haben können, sofern sich das Niveau der wirtschaftspolitischen 
Diskussion deutlich hebt, so steht zu hoffen, daß dieses Buch nicht 
nur dem Leser - und dem Autor - Nutzen bringt, sondern auf dem 
Umweg über eine aufgeklärtere Wirtschaftspolitik auch der breiten 
Öffentlichkeit selbst. 

Kiel, im August 1970 	 Herbert Giersch 



18. Das Geld und die Banken 

Die Macht der Banken 

Die Bundesbank ist also bisher mit ihrer Kreditpolitik dem Ziel 
eines stetigen Wachstums nicht näher gekommen. Das liegt einmal 
an der mangelnden Unterstützung durch den Staat - wozu auch 
dessen mangelnde Entschlossenheit bei der Währungspolitik gehörte, 
um spekulativen Geldbewegungen infolge zu hoher Ausfuhrüber-
schüsse vorzubeugen. Davon unabhängig fehlte es zumeist auch an 
einer genügenden Einflußnahme der Bundesbank auf die Kredit-
gewährung der Geschäftsbanken. 

Ein direkter Einfluß in Form der Kreditplafondierung ist bisher in 
der Bundesrepublik nicht vorgesehen. Welche Möglichkeiten be-
stehen sonst? Um diese etwas komplizierten, aber für die Volks-
wirtschaft überaus wichtigen Zusammenhänge zu verstehen, ist zu-
nächst ein Streifzug durch das Gebiet des Geld- und Kreditwesens 
notwendig, der auch durch einen Machtbereich der Banken führt. 

Hier soll allerdings nicht die Rede sein von den Beteiligungen der 
Banken an Industrie- und Handelsunternehmen. Ob und inwieweit 
bei deren Erwerb das Machtstreben eine Rolle spielt, läßt sich kaum 
beweisen - oder widerlegen51). Es geht vielmehr um die Macht der 
Banken, zusätzliches Geld zu machen, zu „schöpfen". Ein Mißbrauch 
ist deshalb so gefährlich, weil die übertriebene Geldschöpfung der 
Kreditinstitute eines der schwersten Hindernisse auf dem Wege zum 
stetigen Wirtschaftswachstum sein kann. Denn zuviel Geld und 
Kredit bedeutet zuviel Nachfrage nach Gütern - schürt im konjunk-
turellen Aufschwung das Feuer für eine Überhitzung, die fast 
zwangsläufig den Abschwung in die Unterkühlung zur Folge hat. 
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Was ist zu tun, um die Kreditinstitute an einem Zuviel ihrer Geld-
schöpfung zu hindern? Wie läßt sich eine stetig wachsende Geld-
versorgung für eine stetig wachsende Güternachfrage und damit ein 
stetiges Wachstum der Volkswirtschaft erreichen? Worauf beruht 
überhaupt die Geldschöpfungsmacht der Banken? Zunächst aber die 
simpel anmutende Frage: Was ist überhaupt „Geld"? 

Geld - was ist das? 

Viele Menschen glauben, daß Geld nur die Form von Banknoten oder 
Münzen habe, die man als Scheine bzw. Pfennig- und Markstücke 
in die Brieftasche oder ins Portemonnaie steckt. Tatsächlich erfolgen 
aber - zumindest wertmäßig - die meisten Zahlungen in der 
Bundesrepublik nicht mit Bargeld, sondern mit Buchgeld. Im Ver-
kehr zwischen Wirtschaftsunternehmen ist dies fast ausschließlich 
der Fall. Wenn beispielsweise eine Brauerei bei einer Maschinen-
fabrik eine neue Abfüllanlage bezahlt, dann schickt sie der Fabrik 
einen Scheck, oder sie beauftragt ihre Bank direkt mit der Über-
weisung des Rechnungsbetrages. Dieser Betrag wird dann auf dem 
Konto der Maschinenfabrik - bei derselben oder einer anderen 
Bank - als Gutschrift gebucht. Daher nennt man diese Art des Gel-
des, mit dem ja genauso eine Zahlung geleistet wird wie mit Bar-
geld, eben Buchgeld. Über dieses Konto kann die Fabrik jederzeit 
-„bei Sicht" - verfügen52). 

Im Gegensatz zu einigen anderen Ländern, wo das Buchgeld auch 
im privaten Konsumbereich dominiert, wird bei uns in der Bundes-
republik (dem Werte nach) noch ein Großteil aller Käufe und Zah-
lungen nicht bargeldlos abgewickelt. Die Maschinenfabrik beispiels-
weise, die von der Brauerei den Rechnungsbetrag überwiesen be-
kommen hat, läßt wöchentlich oder monatlich von ihrer Bank Bar-
geld holen, um Löhne und Gehälter auszuzahlen. Der Gesamtbetrag 
wird dann von ihrem Bankkonto abgebucht: Die Bank tauscht ge-
wissermaßen Buchgeld gegen Bargeld um. 
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Ist die Fabrik bereits zur bargeldlosen Lohnzahlung übergegangen, 
dann werden die Arbeitnehmer den größten Teil ihres Geldes für 
Einkäufe und andere Ausgaben bei der Bank in bar abheben. Aber 
viele Arbeitnehmer lassen doch einen gewissen „Bodensatz" stehen. 
Dadurch vermindert sich bei bargeldloser Lohnzahlung auch etwas 
der Bedarf an Bargeld. 

Im übrigen kommt es darauf an, in welchem Maße die Verbraucher 
ihre Einkäufe und sonstigen Zahlungen in bar oder durch Scheck 
bzw. Überweisung erledigen. Das hängt ab von den Zahlungs-
gewohnheiten, die in der Bundesrepublik ziemlich „rückständig" 
sind. In England oder Amerika z. B. wird auch der Durchschnitts-
bürger einen Fernsehapparat kaum mit Bargeld bezahlen. Bei uns 
dagegen weigern sich die Einzelhändler vielfach noch, einen Scheck 
- der ja eine Anweisung auf ein Bankkonto, also auf Buchgeld, dar-
stellt - in Zahlung zu nehmen. Das hängt vor allem mit dem ge-
ringen gesetzlichen Schutz vor ungedeckten Schecks zusammen. Mit 
wachsendem Einkommen und Wohlstand bezahlen aber auch die 
Bundesbürger immer mehr private Rechnungen (für Haus- und 
Autoreparaturen, für die Ferienreise usw.) durch Scheck oder Über-
weisung53). 

Bargeld nur von der Bundesbank 

Aus welchen Quellen fließt überhaupt das Geld, und wie wird zu-
sätzliches Geld „geschöpft", damit der Absatz des wachsenden 
Güterkuchens auch finanziert werden kann und so ein Wachstum 
der Volkswirtschaft überhaupt möglich ist? 

Bargeld kommt nur von der Bundesbank, und zwar dann, wenn 
Geschäftsbanken, Unternehmen oder öffentliche Stellen über ihre 
Bundesbankeinlagen in bar verfügen. Diese Einlagen wiederum 
können entstehen, 

- wenn die Bundesbank den Geschäftsbanken Kredite gibt gegn 
Einreichung von Wechseln (Rediskont) oder durch Beleihung von 
Wertpapieren (Lombard); 
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- wenn die Bundesbank Devisen gegen D-Mark umtauscht (per 
Saldo also, wenn bei der Bundesbank der Ankauf von Devisen 
größer ist als der Verkauf); 

- wenn die Notenbank dem Staat Kredite gewährt; 

- wenn Wirtschaftsunternehmen sich bei der Notenbank ein Konto 
einrichten (in der Bundesrepublik bedeutungslos). 

Da die Einlagen von der Bundesbank nicht verzinst werden, lassen 
die Geschäftsbanken möglichst nur so viel stehen, wie sie zwangs-
weise unterhalten müssen. Das sind jene Mindestreserven, deren 
Höhe die Bundesbank in bestimmten Prozentsätzen der Kund-
schaftseinlagen der Geschäftsbanken anordnet. 

Umschlagplatz für das von der Bundesbank kommende Bargeld 
sind die Kreditinstitute. Hier zwei Beispiele für die beiden wichtig-
sten Wege: 

1. Ein deutscher Fabrikant liefert nach den USA. Der amerikanische 
Importeur veranlaßt seine Bank, den Rechnungsbetrag auf das 
Konto des Fabrikanten bei dessen Hausbank in der Bundesrepublik 
zu überweisen, und zwar in US-Dollar. Die Sichteinlagen des Expor-
teurs bei seiner Hausbank wachsen um diesen Betrag, und die Bank 
hat dafür eine gleich hohe Forderung gegenüber der amerikanischen 
Bank. Solche Forderungen gegenüber ausländischen Banken in aus-
ländischer Währung fallen mit unter den Sammelbegriff „Devisen". 
Die Hausbank verkauft nun vielleicht diese Devisen an die Bundes-
bank und erhält eine entsprechende Gutschrift in D-Mark auf ihrem 
Bundesbankkonto. 

2. Ein Reifenhändler kauft bei einer Reifenfabrik auf Kredit, näm-
lich gegen Wechsel. Die Fabrik reicht diesen Handelswechsel ihrer 
Bank zur „Diskontierung" und erhält dafür eine Gutschrift unter 
Abzug der jeweiligen Wechselkreditkosten. Die Bank wiederum gibt 
den Wechsel zur „Rediskontierung" an die Bundesbank, die ihr den 
Wechselbetrag gutschreibt, und zwar unter Abzug des jeweiligen 
Diskontsatzes (der eigentlich also Rediskontsatz heißen müßte). 
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Will nun der Reifenfabrikant oder der vorher erwähnte Exporteur 
oder ein anderer Kunde bei seiner Hausbank Geld in bar abheben, 
so kann die Bank ihren Bargeldbestand durch Abhebung von ihrem 
Konto bei der Bundesbank auffüllen. Die Bank tauscht damit Noten-
bankgeld in Form von Sichteinlagen gegen Notenbankgeld in Form 
von Bargeld54). 

Zwei Bremsen für die Kreditschöpfung 

Die erste Bremse für die „Macht" der Bank, eigenes Geld in Form 
von Sichteinlagen zu schöpfen, beruht auf ihrer Ohnmacht, selbst 
Bargeld zu machen. Denn Bargeld kommt nur von der Notenbank. 
Bei ihrer Kreditgewährung müssen die Banken also Obacht geben, 
daß ihre Bestände an Notenbankgeld samt Liquiditätsreserven aus-
reichen, um für Barabhebungen der Kundschaft gewappnet zu sein. 
Bei den derzeitigen Zahlungsgewohnheiten in der Bundesrepublik, 
wo die Sichteinlagen unter 70 Prozent und das Bargeld über 30 Pro-
zent des gesamten Geldvolumens ausmachen, müssen die Banken 
„Deckungsreserven" von mehr als 30 Prozent ihrer Kreditgewäh-
rung haben. Denn es ist damit zu rechnen, daß über 30 Prozent der 
neuen Kredite bzw. der hieraus folgenden Guthaben in bar ab-
gehoben werden. (Dabei ist unterstellt, daß sich das neue Geld im 
selben Verhältnis aus Buch- und Bargeld zusammensetzt wie das 
bisherige Geldvolumen.) 

Spätestens an dieser Stelle wird wohl jeder erfahrene Bankier zwi-
schenrufen: Grau, teurer Freund, ist alle Theorie! Denn in der Pra-
xis rechnet die Bank damit, daß der gesamte Kredit, den sie einem 
Kunden einräumt, in bar abgehoben oder auf ein Konto bei einer 
anderen Bank überwiesen wird. Sie wird also Kredite nur gewähren, 
wenn sie durch eigene Liquidität oder Liquiditätsreserven voll ge-
deckt sind. Die Banken, so wird auch gesagt, könnten nur das wieder 
als Kredite ausleihen, was ihnen selbst an Geldern oder sonstiger 
Liquidität zufließt - sei es durch Einzahlung für Sicht- oder Spar-
guthaben, sei es durch Kredite von der Bundesbank, durch Verkauf 
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von Devisen, oder sei es dadurch, daß die Bundesbank die Mindest-
reserven senkt. 

Aber das ist genau die Stelle, wo der Volkswirt in einer Bank ver-
zweifelt feststellen muß, wie schwer es ist, manchen Praktikern des 
Bankgeschäfts klarzumachen, daß sie selbst Geld „schöpfen" kön-
nen; daß die Banken also nicht nur Vermittlungsstellen zwischen 
Sparern und sonstigen Geldanlegern einerseits und den Kreditneh-
mern andererseits sind. Ein Beispiel mag zeigen, daß der Bankier 
- sieht er nur die Situation seiner eigenen Bank - scheinbar recht 
hat; daß aber, von der Gesamtheit der Geschäftsbanken aus be-
trachtet, eine zusätzliche Kreditschöpfung durchaus möglich ist. 

Die Bank Meier & Co gibt einer Brauerei einen Kredit von 
100 000 DM zum Kauf einer neuen Abfüllanlage. Wenn nun die 
Brauerei diesen Betrag auf das Konto des Lieferanten, etwa einer 
Maschinenfabrik, bei der Bank Schulze & Co überweisen läßt, dann 
betrachtet das Bankhaus Schulze die 100 000 DM als Liquiditätszu-
gang - ohne zu wissen, daß dieses Geld im Zuge der Kreditgewäh-
rung vom Bankhaus Meier „geschöpft" worden ist. Und wenn nun die 
Maschinenfabrik von diesen 100 000 DM nur 35 000 DM für Lohn-
zahlungen in bar abhebt, so verbleiben der Bank Schulze noch 
65 000 DM, mit denen sie arbeiten und zusätzliche Kredite gewäh-
ren kann. Die 100 000 DM, die das Bankhaus Meier auf Grund seiner 
Liquiditätsreserven als Kredit vergeben hat, können sich also teil-
weise in weiteren Krediten fortsetzen. 

Aber die Kreditinstitute müssen nicht nur für Barabhebungen ge-
rüstet sein, sondern auch für die Mindestreserven, die sie bei der 
Bundesbank zu unterhalten haben. In ähnlichem Maße, in dem sich 
mit der Kreditgewährung die Einlagen bei den Geschäftsbanken 
erhöhen, müssen auch deren Zwangseinlagen bei der Bundesbank 
aufgestockt werden. Die Mindestreserven sind also die zweite 
Bremse für die Kreditschöpfung der Banken. 
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19. Die Heilslehre aus Chicago 

Mit Geldautomatismus gegen den Zyklus 

Wie läßt sich nun die Kreditgewährung der Geschäftsbanken so 
begrenzen, daß die zusätzlichen Kredite zusammen mit der bisheri-
gen Geldmenge nicht eine Übersteigerung der volkswirtschaftlichen 
Güternachfrage ermöglichen? 

Das rigoroseste Rezept stammt aus Amerika. Milton Friedman von 
der Universität Chicago verkündet seit geraumer Zeit eine Roßkur 
als neue Heilslehre. Friedman will nämlich die Kreditinstitute bei 
ihrer Geldschöpfung völlig „entmachten". Sie sollen kein zusätz-
liches (Buch-)Geld mehr produzieren können. Die Geldmenge soll 
allein von der Notenbank aus reguliert werden. Friedmans Zauber-
formel: Die Geschäftsbanken müssen Mindestreserven in hundert-
prozentiger Höhe ihrer Sicht- und Termineinlagen unterhalten, und 
zwar entweder in bar oder in zinstragenden Guthaben bei der 
Notenbank, also auf jeden Fall in Notenbankgeld. 

Aber auch die Notenbank darf nach Friedmans Vorstellung über den 
Umfang der Geldmenge nicht unabhängig und frei entscheiden. Sie 
soll vielmehr das Geldvolumen konstant um einen Prozentsatz er-
höhen, der den Wachstumsmöglichkeiten des volkswirtschaftlichen 
Güterangebots entspricht. Die vom Staat festgelegte Zuwachsrate 
des Geldes — beispielsweise von 4 Prozent jährlich — soll so gleich-
mäßig wie möglich gehalten werden, von Woche zu Woche und 
Monat zu Monat. Die Geldpolitik sollte sich von diesem Prinzip auch 
nicht durch konjunkturelle Schwankungen abbringen lassen, die 
nach Korrekturen zu verlangen scheinen. 
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Friedman und die Chicagoer Schule haben vor allem deshalb in den 
USA an Boden gewonnen, weil es dort der staatlichen Fiskalpolitik 
nicht gelungen ist, eine inflationistische Preisentwicklung zu ver-
hindern. Aber es handelt sich nicht ohne weiteres um einen Mei-
nungssieg der Geldpolitiker über die modernen Fiskal-Jünger des 
Engländers Keynes. Denn Friedman zieht ebenso gegen die heute 
übliche Notenbankpolitik zu Felde, die jeweils mit Bremsen und 
Gasgeben dem Auf und Ab des Konjunkturzyklus entgegensteuern 
will. Friedman erwartet das Heil statt dessen von dem Automatis-
mus, der die Geldmenge ziemlich kontinuierlich entsprechend dem 
Güterangebot wachsen läßt. 

Ein Kollege Friedmans, Henry C. Wallich von der Yale-Universität, 
meint hierzu: „Die neue Lehre hat die größten Umwälzungen in der 
Theorie der Konjunkturpolitik seit der Keynesschen Revolution der 
dreißiger Jahre ausgelöst."56) Wie Wallich feststellt, glauben zwar 
selbst die größten Enthusiasten und Anhänger von Friedmans neuer 
Heilslehre nicht, daß mit einer Regel des konstanten Geldmengen-
wachstums dem konjunkturellen Auf und Ab überhaupt ein Ende 
gesetzt werden könnte. Es werde auch weiterhin kleine Rezessionen 
und Booms geben. Dennoch schreibt Wallich zum Schluß seiner 
Analyse der Chicagoer Schule: „Wenn niemals eine Regel eingeführt 
wird, werden wir natürlich nie ganz sicher sein, daß ein Mangel an 
Stabilität nicht gerade auf diesen Verzicht zurückzuführen ist. Der 
einzige Weg, die Regel endgültig zu widerlegen, wäre, sie einzufüh-
ren und dann abzuwarten." 

Die Argumente des Milton Friedman 

Seine Forderung, das Geldsystem einer festen Regelung seitens des 
Staates zu unterwerfen, begründet Friedman mit zwei Tatbeständen: 

1. Sobald die Geschäftsbanken die Möglichkeit zur uneingeschränk-
ten Geldschöpfung haben, nutzen sie diese im Übermaß aus. 

2. Geld- und kreditpolitische Maßnahmen der Notenbank zur (anti-
zyklischen) Bekämpfung des Konjunkturzyklus wirken nur mit 
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großer zeitlicher Verzögerung. Wenn zum Beispiel Maßnahmen 
zur Bekämpfung einer Rezession zur richtigen Zeit wirksam sein 
sollen, müßten sie bereits mehr als ein Jahr vorher ergriffen 
werden. Restriktive Maßnahmen zur Drosselung eines Booms 
werden vielleicht erst dann wirksam, wenn die Wirtschaft sich 
in einer Rezession befindet. Bei verhältnismäßig kurzen Kon-
junkturzyklen wirken sich geldpolitische Maßnahmen beinahe 
unweigerlich im falschen Moment aus: Sie verstärken dann den 
konjunkturellen Abschwung und beschleunigen den Wirtschafts-
aufschwung. 

Der Gefahr, daß die Politik des konstanten Geldmengenwachstums 
„von außen" unterlaufen werden könnte, ist sich Friedman bewußt. 
Um Störungen durch Ungleichgewichte in der Devisenbilanz, im 
Außenhandel, durch Geld- und Kredittransaktionen von und nach 
dem Ausland zu vermeiden, hat der Chicagoer Professor ein Rezept, 
das - Anfang 1970 jedenfalls - revolutionär anmutet, wenn 
auch nicht in gleichem Maße wie die hundertprozentigen Mindest-
reserven: Die Wechselkurse für Devisen sollen sich frei am Markt 
ohne Intervention der Notenbank oder der Regierung bilden. 

Giersch: Bestmögliche Lösung 

In der Bundesrepublik gibt es ein unterschiedliches Echo auf die 
Heilslehre, mit der Milton Friedman die Volkswirtschaft von den 
Qualen konjunktureller Überhitzungen und Unterkühlungen be-
freien will. Zu den Befürwortern der neuen Therapie aus Chicago 
gehört Herbert Giersch. „Friedman ist ein Mann, den ich außer-
ordentlich schätze und mit dem mich sehr vieles verbindet", bekennt 
Giersch. „Ich halte die Friedman-Thesen angesichts des derzeitigen 
Standes der wissenschaftlichen Erkenntnis für die bestmögliche, 
wenn auch nicht die beste Lösung. Die Konjunkturpolitik muß drin-
gend entpolitisiert und festen Regeln unterworfen werden.1157) 

Auch Giersch fragt, „ob man auf antizyklische Konjunkturpolitik 
nicht überhaupt verzichten soll, weil sie sehr leicht prozyklisch statt 
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prophylaktisch und antizyklisch wirkt". Auch er plädiert für „eine 
Geldpolitik, die die Konjunkturzyklen dadurch glättet, daß sie das 
Geldvolumen allmählich anwachsen läßt, und zwar proportional mit 
dem Wachstum unseres Produktionspotentials". 

Wie Giersch meint, „läßt sich der jährliche Zuwachs des Produk-
tionspotentials, also des möglichen Angebots, ziemlich genau im vor-
aus berechnen ... Normalerweise können wir jetzt in der Bundes-
republik mit einem jährlichen Wachstum des Produktionspotentials 
von 4, ja vielleicht 5 Prozent rechnen. 

Dies bedeutet, daß die Geldmenge von Jahr zu Jahr möglichst 
gleichmäßig um 5 bis 6 Prozent zunehmen sollte ... Dieser Geld-
mengenvermehrungssatz liegt etwas höher als das Wachstum des 
Güterangebots, weil wir vielleicht Schwierigkeiten haben werden, 
das Preisniveau völlig konstant zu halten, und weil wir außerdem 
damit rechnen müssen, daß die Leute sich bei steigendem Einkom-
men den Luxus einer höheren Liquidität leisten wollen." 

Köhler: Wäre etwas Wunderbares... 

Zu den ablehnenden Kritikern Friedmans zählt hierzulande Claus 
Köhler: „Sicher wäre es etwas Wunderbares, die wirtschaftliche 
Entwicklung mit einer Zauberformel - die Geldmenge muß um 
soundsoviel Prozent steigen - zu steuern, aber die Wirklichkeit ver-
langt eine differenzierte Betrachtung."58) 

Die Vorstellung, man brauche ja nur die Geldmenge zu steuern, 
scheitert nach Köhlers Ansicht an zwei Hindernissen: 

Einmal lasse sich die Geldmenge praktisch nicht beeinflussen. „Der 
Umfang der Geldmenge wird vom Zahlungsvolumen und damit von 
den wirtschaftlichen Aktivitäten bestimmt und nicht umgekehrt. 
Die Zunahme wirtschaftlicher Aktivitäten wird dabei stets finan-
ziert sowohl mit Hilfe der vorhandenen Geldmenge als auch durch 
zusätzliche Kredite. ... Die Kreditpolitik muß daher den Anteil an 
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den gesamten Zahlungen kennen und hat die Möglichkeit, das 
Tempo der Entwicklung auf die Kreditgewährung zu steuern." 

Was Claus Köhler hiermit ausdrückt, haben auch andere Wissen-
schaftler als Hauptkritik gegen die Chicagoer Schule vorgebracht: 
Friedman irre mit seiner Behauptung, daß die Änderung der Geld-
menge die Ursache für die jeweilige konjunkturelle Lage sei; in 
Wirklichkeit bestimme umgekehrt die Konjunktur die Entwicklung 
der Geldmenge. Nun, offenbar ist diese Streitfrage nach Ursache 
und Wirkung noch genauso ungeklärt wie die Frage: Was war zu-
erst das Huhn oder das Ei? 

Das andere Hindernis - so sagt Köhler - für die Durchsetzung der 
Friedmanschen Thesen sei die Irrealität seiner Voraussetzungen, 
nämlich eine Mindestreserve von 100 Prozent auf alle Bankeinlagen 
zu verlangen. 

Köhler selbst hat in seinen „Orientierungshilfen für die Kreditpoli-
tik" Wege beschrieben, auf denen die Kreditgewährung der Banken 
in der Bundesrepublik besser als bisher beeinflußt werden kann 
- Wege, die nicht zuletzt auch zu einem möglichst stetigen Wirt-
schaftswachstum führen könnten. Köhler will zeigen, „welche 
Schritte getan werden müssen, um eine Geldversorgung zu er-
reichen, die dem für möglich angesehenen Wachstum und der 
Gleichgewicht garantierenden Nachfrage entspricht"59). 

Es geht ihm um die Übereinstimmung der nominalen Nachfrage mit 
dem realen Güterangebot. Die Angebotsseite durchleuchtet Köhler 
in einer Potentialanalyse, mit der sich eine „natürliche" Wachstums-
rate des Sozialprodukts errechnen läßt. Damit will er die Grenze 
festlegen, bis zu der das Wachstumspotential ausgedehnt werden 
kann°°). 

Ein Angelpunkt, um diesem Angebotsspielraum die entsprechende 
Nachfrage zu verschaffen, ist für Köhler die Liquidität der Banken, 
die sich kontinuierlich entwickeln müsse. Hierfür zu sorgen sei Auf-
gabe der Kreditpolitik. „Dabei muß eine Zentralbank Orientierungs- 
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daten besitzen, um die notwendige Liquiditätsversorgung sicherzu-
stellen. Sie hat vom Wachstumspotential auszugehen, dem ein be-
stimmtes Sozialprodukt und Zahlungsvolumen entspricht. Unter 
Berücksichtigung des Anteils der über die (Buch-)Geldmenge gelei-
steten Zahlungen an den gesamten Zahlungen ist die Liquiditäts-
versorgung des Bankensystems so zu bemessen, daß die dadurch 
mögliche Kreditschöpfung ein gleichgewichtiges Wachstum 
sichert."61) 
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bssehZtigen, zumal er nicht nur darstellen und eikiiiren, c 
ah werten viii. 



2. Die "beste Wirtschaft" ein Tr 

"Nicht vorn Brot allein, auch von Traum lebt der 1cn" zitiert 
Grope den Dichter la Anschluß an eine Kritik an urnercr "Konsum. 
gesellschaft" von Ernst Bloch, ua anscbliclbnd alt der Frage sein 
Buch zu beenden: "Aber welcher Traum bleibt?" 

Auch Grope trAumt einen TrCLUI von einer besseren als unserer heu. 
tigen Wirtschafta-. und Cosollschnftsordnurig. Erst Jenseits des 
Uberfluasas winkt ihm ein neuer Lcenziraua, um die z'rcobaft dos 
koncaiscbon abzulssn. Selbst Ldig Erhard habe zu seiner Be-. 

gicruzzgzzait schon eingesehen»  "das irgendetwas nicht stizzt, 
wenn die Benschen inner sehr haben und verdienen und trotzdon 
nicht zufrieden werden." Grope behauptet, das industriesyctøz 
dient nicht dem Manschene  es beherrscht ihn. Dar heutige Eaczn-
mensch lebt nicht, sondern er wird gelebt. EJ geht um das 
sein im Betrieb, um die ("gerechte") Link unzvertoilurrj, kurz: 
es geht um die Vermenschlichung dar Gesellschaft. Je stärker heute 
mit dar Produktivität auch das Cterangebot vLchzt, desto schneller 
könnte sich asch seiner Eoinuz*g das Industriesystem germscrna2n 
totlaufen. Viel mehr verrät er nicht über seinen Traum von dar 
"besten Wirtschaft". Vorerst könnten wir offenbar dem Fortschritt 
nicht ausweichen und seien gleichsam zum Vborfluß verdammt. 
Während linke Kritiker die Flucht in die Utopie anträten., ohne 
eine positive Antwort zu geben, bcgngt er sich bescheiden damit, 
s ines Traum zu Vergessen und sich im großen und ganzen mit der 
zweitbestes Uerfluoscllscbaft, in der wir leben, abzufinden 
wobei allerdings einige ihrer Ungeroiiatboiten, die er aufzeigt, 
abzustellen wären. 

- 

Grope selbst möchte im Gegensatz zu Gierech (8. 5) - sein Bub 
nicht als CaChbuCh bezeichnen, weil es dafür nicht leicht gong 
sei; aber ca sei auch kein rachbuch, weil ihm dazu die "Ecbw*z'•" 
wissenschaftlicher Vollständigkeit fehle. Er bezeichnet sich *15;  
"ittelgawichtler", der Bildungslücken aurdüllen möchte. Wie groß 
diese seien, "zeigt nicht zuletzt die geringe ökoacuische lunw 
diorung der Zeitkritik der Intellektuellen. Zur politischen Vonk.-
fähigkeit gehört eben auch eine ausreichende naticnalökonosischs 
Grundlage." Nicht zuletzt diese gewiß richtige und wichtige Er-. 
kenntnis war der Anlaß, dieses Buch zu schreiben. 



3. VO,, rtqiechen Dreieck bis zt* magischen Achteck  

Mit dem Magischen Dreieck - Stabilität des Preisniveaus, Voll-
beschäftigung und außenwirtschaftlichen Gleichgewicht - habe ca 
angefangen. In Gesetz über die 3i1duig des Eacbverctndigenratca 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1063) 
werde darCber hinaus ein stetiges, angemessenes Wirtechaftswachstum  
gefordert (wie auch später im Stabilititta.- und Wscbatunsgeneta von 
1067). Diesen Magische Viereck erweitert Grope cu einem Magischen 
Achteck, mit den ztwttzlichen Forderungen: freie Lohnbildung, froio 
Konvertibilität der Whrungon, feste Wechselkurse und gerechte 
Einkommensverteilung. Zumindest das Fehlen der letzten Forderung 
werde auch von Wissenschaftlern als echter Mangel angesehen. £tatt 
eine bestimmte Idee über gerechte Einkommensverteilung zu haben 
sage beispielsweise Melaut Weinhold - begatige man sich mit Korrek-. 
turen. 

Zu diesen magischen Vielecken habe Fritz Eachlup den Wirtschafts-
politikern 

irtschafta.
peiLtikru vorgeworfen, daß ei. Unmögliches versprechen und somit 
"eine irreführende, unaufrichtige und unwürdige Vogel-Strauß--Politik 
betrieben. 

Uni woran liegt das? Letztlich an der freiheitlichen marktwirtschaft-
lichen Basis, meint Grops. Die freie Konsumwahl und die freie Wahl 
der Arbeitsplätze sei ziemlich ungefährlich. "Aber von Ubel wird 
es, wenn di freiheitliche Entwkabnung der Arbeit die Lohn-Preio.. 
Spirale in Gang setzt." Wenn den entgegengehalten werde, daß es 
an der freien Preisbildung durch die Unternehmer liege, dann 
stimme das insofern»  "als es ohne diese Freiheit gar nicht das 
Problem der Preisstabilität und des magischen Dreiecks geben wtirde. 
Aber die prinzipielle Abschaffung des freien Pvoicziechanius wird 
wohl kein einsichtiger Gewerkschaftsmann befürworten" - so sagt 
Grope dann weiter, der gewiß ebenso einsichtig ist -‚ 'venngleich 
dieser (Prois.-)I1ocbanisnua bereits von Uutcrnobaeraette (durch 
Monopole und Oligopol., durch Preisbindung und dergleichen) so 
stark eingeschränkt ist, daß er kein.ewcga Jene Wunderdinge der 
'unsichtbaren Band' vollbringt, die Um von Alt- und Nsnlibez'alcu 
immer noch angedichtet werden". Wenn man also den Unternehmern 
nicht die Preise vorschreiben kann - warum man das nicht kann, 
sagt Gropo nicht -‚ so sollte man wenigstens die Löhne an die 



Leine legen, um ProisatabilitLtt zu erreichen. Denn die 'unsicht-. 
bare Hand' trügt nach seiner Ansicht kaum zur Proisstnbilitftt bei. 

Hier verknüpft Grope - und leider nicht nur er - wirtschaftliche 
Vorgänge, nämlich Preis n i v o a u stabilitttt und Wettbewerb, 
die nichts miteinander zu tun bab3n. Das ist gewiß zum Teil auf 
eine unscharfe Verwendung des Begriffs ProiastabilitlLt zurückzu-
führen, womit er auch die Preis ii i v ø $ u stabilitt (Geldwert-
stabilität) meint. Aber zugleich denkt er an die Preise (oder 
ProizstabiliULt) einzelner Waren die von den Unternehmern "frei" 
festgesetzt wurden. Daß diese die Preise nicht willkürlich fest 
setzen können, dafür sorgt aber gerade die 'unsichtbare Hand', 
d.h. der freie Wettbewerb, wenn sie nicht durch monopole odc? 
Oligopole behindert wird. Grope weist auch selbst einmal darauf 
bin, daß das Gesetz gegen Wottbc rbsbccbrttnkungon die Rmbnenbo.. 
dingungon der marktwirtschaftlichen Ordnung sichern soll. 

Die Stabilitilt der einzelnen Warenpreise wird mit dem inagicohen 
Dreieck keineswegs gefordert. Die Ziolfordcruzgen des Gesetzes 
über die Bildung des Zacbvarotßndigonratos (§ 2) und das Stabili-
tts-. und Wachztwafgssetzes (0 1) dürfen sich Ja nur "im Ehsen 
dar marktwirtschaftlichen Ordnung" becon. Die Unstabilititt der 
Einzolproie ist sogar eine wiorilüliche Bedingung der Marktwirt. 
schaft, die dem Ziel der Preis n i v o a u ctabilitLt bzw. Geld.. 
wertatabilität in keiner Weisa widerspricht, wie Grope offenbar 
annimmt. Daß man mit I2onopolon, Oligopolen und Proisbinduagon 
Preise machen kann, die über den Earktprelson liegen, ist eine 
Sache des dadurch verfälschten Wettbewerbs. Der Wettbewerb hat 
wohl etwas mit der 'Preisbildung' einzelner Waren, aber mit der 
Geldwertstabilität nichts zu tun. Das Geld, das für monopolistisch 
überhöhte Preise auegegobon werden muß, fehlt dann eben als Nach-
frage für andere Waren, die - wenn sie ebenfalls verkauft werden 
sollen - entsprechend tiefer im Preis angesetzt werden müssen. 
Das Preis ii i v e * u ändert sich nur, wenn sich das Verhltn.is  
von Gesamtangebot und Gesamtnachfrage in einer Volkswirtschaft 
ändert bzw. wenn - in unserem Zeitalter der : ularen" Inflation 
die Gesamt nachfrage das Gesamtangebot übersteigt. Darauf bat der 
einzelne Unternehmer, selbst wenn er aonopolist wäre, keinen wirk... 
samen Einfluß. 



Die "Proisstabil1tt" wird nach Grope a u c h durch die Prot-. 
heit untoruoh2ncriecbon Invosticronz untergraben, weil diese - 
wie 199/70 zur "Ubernacbfrago" auf den Güter- und Arbeitcanrkt 
führen kann. Andererseits habe diese untornenertsche Freiheit 
1966/67 zur Arbeitslosigkeit und zu Wachrtunoverluaten geführt. 

Dabei taucht doch die Frage auf, wie konnte es dazu kommen„ daß 
fast alle Unternehmer zur gleichen Zeit zuviel oder zuwenig in-
vestieren? Wenn das unternohaoriecbo Handeln wirklich so frei 
wäre, wie Grope offenbar annimmt, so wäre eine derartige iberein.. 
stinnung doch undenkbar. Worden aber alle Unternehmer durch Sach-
zwänge, d.h. durch den Konjunkturverlauf zu einem bestimmten Iandali 
gezwungen, dann kann dieses Handeln nicht zugleich Ursache des 
Booms oder der lLezession sein, wenn es auch beide Konjunkturphasen 
kumulativ verstärken mag. Die untoraehzaezlscho Freiheit kann somit 
nicht für Veränderungen das Preisniveaus verantwoxu.ich gemacht 
worden. 

Manche Leute glaubten und zu ihnen zählt sich Grope selbst -‚ 
daß oa überhaupt nur deshalb zu «Preissteigerungen" kommen könne, 
"viel die Banken zu viel Geld 'schöpfen"! Ganz so einfach sei die 
Wirklichkeit zwar nicht, fügt er kleinlaut hinzu, aber daß die 
Banken ein gerüttelt Uaß an Schuld haben könnten, ließe sich nicht 
leugnen." Der Ubcrscbuß der Kreditgewährung über das "Sparen" sei 
als die Geldschöpfung der Kreditinstitute anzusehen, darin liege 
die Hacht der Banken. "Also auch hier eine Freiheit, die mißbraucht 
werden kann." 

Doch auch jetzt wäre zu fragen, ob die Banken nicht vielmehr von 
anderen Einflüssen abhängig sind, da sie ihre "Freiheit" offen.. 
sichtlich inner gemeinsam in derselben RicItng "nißbrauchen". 
Oder glaubt Grope, es gäbe hier Absprachen zwischen Genossonschafts 
banken, Sparkassen, Privat- und Großbanken? Und wie kann eine Bank, 
die selbst Geld schöpfen kann, überhaupt illiquide werden oder gar 
Konkurs machen? Grope legt sich zwar die Frage nicht vor. Er sagt, 
es sei schwierig, den Bankpraktiker klar zu machen, daß er Geld 
schöpfen könne. Er sagt aber auch, daß eine Kreditechöpfung nur 
von der Gesamtheit der Geschäftsbanken aus betrachtet möglich sei. 
Er versucht mit einem praktischen Beispiel die Geldschöpfung der 



Banken zu erklären: Eine Uberwoicung gelangt von der Bank Mior 
zur Dank a,hulze - ohne eat3 diese weiß, "daß dieses Gold im Zuge 
der Kreditgewährung von Bankhaus Meier 'oschöpft worden ist." 
Bankhaus Schulze kann jetzt mit dcci erhaltenen Geld - abzüglich 
einer Abhebung - arbeiten. Warum aber 'schöpft' denn Bankhaus 
Schulze nicht selbst Kredite, wie nkhaue [oier, um damit au 
arbeiten, warum ist nkhaus Schulze auf eine Überweisung enge ,  
wiesen, um "zusätzliche" Kredite geben zu können, während Bankhaus 
Meier seine Kredite selbst 'schöpft'? Hat Motor eine Quelle, die 
Schulze nicht knnt? Und was ist das für eine Quelle? - Es ist 
Grope jedenfalls nicht gelungen, Licht in das Dunkel der Kredit.. 
scböpfungstheorie au bringen. 

Mit Rocht stellt Grope fest, daß Zahlungsbilnnzu loicbgowicbte 
sich auf den inneren Geldwert au irkon. Aber das erläutert er 
nicht niher, wenn er auch an anderer Stelle erwähnt„ daß diese 
Ungleichgewichte zu internationalen Währungskrisen führten. Diese 
Ungleichgewichte sind aber keineswegs die Folge der unterneb-. 
menschen Freiheit der Exporteure und dar Importeure, wie Grope 
sagt. Ungleichgewichte sind doch $ 1 1 a 1 n die Folge d*von1  
daß der Außen- und Devisenhandel nicht marktwirtschaftlich be-
trieben werden darf, daß nicht Angebot und Nachfrage auf dem 
Devisenmarkt für den Wechselkurs entscheidend sind, sondern die 
Vereinbarungen in Rahmen des IWY-yetems, d.h. die fixierten 
Paritäten. 

4. Exkurs über die Freiheit  

Die Freiheit, wie sie von ökonomischen Interessengruppen gemeint 
ist, bedeutet zumeist keine Freiheit im Sinne unabdingbarer 
Menschenrechte - keine Freiheit im Sinne dar Würde menschlichen 
Daseins, sagt Grope. Eier ist ihm beizupflichten. Doch wenn er 
sagt, die Dahauptung,ckß die Freiheit unteilbar sei, sei zumindest 
auf dem Gebiet der Ökonomie nicht mehr als eine Phrase, dann trifft 
das gewiß nicht für die "freie" Marktwirtschaft zu. Als Begründung 
für seine These - und das ist gewiß nicht nur seine These, denn 
sie ist sehr verbreitet - führt Grope die Wettbewerbs- oder KartelL 
gesetzgebung an. Er sieht offenbar in diesen Gesetzen eine Ein- 



scbrüukung der (unternehmerischem) Freiheit. mit Gesotzen gegen 
Wettberbsbbrnkunon toll aber nur eine monopo1nrtie Proie-
bildunj verhindert worden, soll also vorbindort worden, daß Je-
mand mehr fl t, nie ci' bek. n wurde, wenn ei' oeine Waren auf 
dem freien Markt im Wettbewerb mit andoron verkaufen müßte. Dor 
Monopolist nimmt genau wie der Dieb etwas, was ihm nicht zusteht. 
In beiden Fällen fehlt die entsprechende Gogenleiotux. 

Auch wenn unsere heutige Justiz in der Vr'ittu des ig«ttb«erb3 
eine Art Kavaliersdelikt und im Diebstahl eins kriminelle Handlung 
siebt, nozialatonemirech  gcobon besteht da kein Unterschied. 
Gropes - und nicht nur Cropes - Freiheitsdefinition läuft auf die 
- falsch. - Ansicht hinaus: Wenn der Monopolist (oder Dich) nicht 
die Freiheit bat, in Preis eine monopolitische Qunairente eiczu» 
kalkulii an (oder zu stehlen), so ben wir eben keine Freiheit 
sehr, keine freie Karktwirtschaft. 

Der Lrkt - d.h. Wettbewerb mit freier Preisbildung - ist das 
I!orzstck einer freien Wfrtcha2tcordnurg; er soll durch die 
Wottbbs_Geaetzgabuz2g nur funktionsfähig gehalten werden. 
Die Wettbewerbs- es.txobung ist somit kein Eingriff in die 
Freiheit;, sie ist vielmehr ausschließlich zur Sicherung der 
(larkt- und Wottbe7srbs-)Freiheit erlas—n. (Ob ihr das tat.. 
sachlich in allen Fällen galux an ist, ist eine andere Frage.) 

In kybernetischer Terninol . ta ist der Itarkt die automatisierte 
Schaltetolle eines flegelhroi e, womit der volkswirtschaftliche 
Kreislauf in einer &arktwirtocImft verglichen werden kann. Ein.. 
griffe in den Regelkreis einer Harktwirtschaft - in die TLtig.. 
keit der "unsichtbaren Iand" führen meistens zur Uordcung. 
Aktuelle Beispiele hiorSr sind die staatlichen Eingriffe in dOn, 
Agrarmarkt und den Wohnungemzrkt, o*x die Ceeintrt2chtigung des 
Wettbewerbs durch die Protobindung der zweiten Hand von Seit 
der Unternehmungen, die dem Handel Quasirenten zuschanzt, die mit 
Aufhebung oder Durcbbrechung.. der P&'aicbindung sofort ent-
fallen. 



Nicht die Freiheit selbz3t - wie Grope meint ‚ sondern die YiflM. 

eu oder Aufhebung der Freiheit (dat, Lirktes und de Wett 
stört also die marktwirtschaftliche Ordnung. 

Grope ist an er Anntcbtz "Durch die Philosophie der NarLtwirt-
schaft zieht sich oben einBruch: Sie setzt schizophrene Censchen 
und Institutionen voraus, die sowohl ihren Eigennutz verfolgen 
als sich auch am Gemeinwohl orientieren." Der Eigennutz führe 
aber kOiflOSWiiø so reg•la4i4 und automatisch zum 4,  inautzu  

wie dies die alten und neuen Liberalen gern glauben mtchtea. 
Uzizore Wirtschaft stimmt nicht, sagt Grope. 

Zu solchen Urteilen kann man also kennen, nur voll man Preis.. 
stabilitSit und Preis ii i v o n u ctabilitt verwebtalt, wenn 
man Maßhalczppoll• für marktwirtschaftliche Politik h«Alt, wenn 
man die Unt.rnshrer glaubt dazu bringen zu mUseen, "nicht nur 
batrieblich-unterr2mh 	sondern auch volkswirtschaftlich 
zu denken" und wann man glaubt, daß auch die Verbraucher durch 
eine bessere "Eiukaufspolitik" dazu befragen könnten - und somit 
natürlich auch wüten.., "daß die Preiswtabilit&t bsaasr goeaffl  
wird." 

Eier verfehlt Grope also völlig den Zweck seines Cuchos, nz lieb 
CildungelCcken auszufüllen. Eier hilft er vielmehr bereits ver.  
festigte - aber falsche - "öffentliche Nainungen" weiter zu wer.. 
festigen. 

5. Die schleichende Inflation 

Grope widmet ihr ein ganzes Kapitel. Auf die Frage, warum die 
Preise stoien  antwortet er: 
1. Weil das Angebot hinter der Nachfrage zurückbleibt ("Nicht n 

die Nachfrage hat schuld"); 
2. weil die lZozten steigen; 
3. weil der Staat höhere Preise verursacht oder cr1 
4. weil die Ursachen im Ausland lisgen. 

(Weil Preissteigerungen für Import.. und Napertgtttcr auch 
unser inlilndisobes Preisniveau mit nach oben stehen.) 



Ohne Frage können in den aufgeführten Fällen Urachen für "Preis.. 
steig rungon" liegen, aber keiner der Fälle 1tn.j4, zujleich für 
"Preis ii i. ‚ e a u steigerungen" tu Anspruch goncumen werden. 
In kein der Fälle muß gleichzeitig das Verhältnis von Ccant-
orgobot und Gesamtnachfrage in einer Volkswirtschaft verändert 
wcrdn. Und nur eine solche Veränderung kann zur "schleichenden 
Inflation" führen (und natürlich auch zu einer Deflation, die 
aber nicht aktuell ist und von Grope auch nicht behandelt wird). 

Grope macht das scar mit seiner Grafik "Proizentwicklu bei 
stabilem Geczntindex" (8. 121, Abbildung 3) selbst deutlich. 
Obgleich Güterpreise fallen (beispielsweise wegen fortschreitender 
Technik) und Dienstleistungspreise •toigen, muß sich der Cozant.. 
index noch nicht Indern. Grope gibt dieser Seite der Grafik mit 
Recht die tJb.rscbrift "Soll" d.h., so darf und so sollte es 
sein. Die "Ist"-aite seiner Grafik zeigt, daß alle Preise 
Güter wie Dienstleistungen - ansteigen, wenn auch mit unterschied.  
lieber Stärke. Dabei stieg natürlich auch der Gesamtindex, d.h. 
das Preisniveau. Wenn aber das gosante Preisniveau steigt (wenn 
der Wert des Geldes abnimmt), dann ist die Ursache dafür nicht 
auf der Angebotsseite zu suchen, dann liegt sie auf der Nachfrage. 
seite (- Geldseite). 

Daß sie nicht auf der Angebotsseite liegen kann, zeigt die Ub.r-. 
logung, daß nur eine Angebot evorkna ppung das Preisniveau steigen 
lassen könnte. Tatsächlich aber nimmt das Angebot in unserer 
Volkswirtschaft - bedingt durch den technischen Fortschritt - fast 
ununterbrochen zu. Nach den Gesetz von Angebot und Nachfrage 
müßten somit - bot unvaritzidarter Geldmange - die Preise fallen. 
Und wenn das Preisniveau trotz 	steigt, so muß die iacbfr e-. 
seite bzw. die Oel nge eben noch schneller gewachsen sein als 
das Angebot. Und alle monetären Statistiken bewei4n, daß das 
überall, wo es Preicniveauatoigeruragen gibt, tatelÄchlioh so ist. 

Grope erwähnt beiläufig„ daß die Gründe für Preiavcrorszgen 
h.ufig "in den Warktverhltltnissori" lilgen. Und er fügt in Klammern 
hinzu: "Woher das zusätzliche Geld schließlich koat, ist eine 
andere Frage." Diese wichtige Frage beantwortet er zutreffend in 
einem anderen Kapitel: "Steigende Exportüberschüsse bedeuten Ja, 

daß der Volkswirtschaft Immer mehr Waren gewissermaßen ohne ent... 



-10- 0- 

sprechende sprechende Gejonliefcrungon enton worden, während andererseits 
die Exportwirtschaft - Uaternoutn wie tscbL1ftigta - über die 
umjotauscbten Devisenerlöse neues Geld erhält." 

Er weiß also um die "importierte Inflation", erwähnt sie aber 
nicht in seinem Kapitel über "die schleichende Inflation". Dabei 
gehörte in der Bundesrepublik die "importierte Inflation" zeit—
weise zu den Hauptursachen unzercr Go1dontweztuug. Für Gropa 
scheint das aber nur ein weniger wichtiger T*ilaopekt der "achlei.. 
chendon Inflation" zu sein. 

Auf der Suche nach va an Inflationsursachen stößt er im Ca... 
schLftsbericbt dor Bundesbank für 1033 - auf das Ver 
auf die "pressura groups", die es der Bundesbank erschweren, 
"gegen sie anzugeben, weil sie solche Gegenkräfte nur mit sehr 
scharfen Einsatz ihrer Mittel bekämpfen könnte." Daß könnte auch 
heute geschrieben sein, sagt Grope, aber stattdessen hole Izialer 
(1966) seine Argumente "gewissermaßen aus der ttenkisto": 
Die Preise in der Marktwirtschaft bildca sich frei nach Acbct 
und Nachfrage. Wie dies. schöne Theorie in der Praxis funktioniere 
hatte die Autoaobiltndustrie gezeigt, als sie im Rezessionsjahr 
1967, als die Nachfrage schlagartig zurückging, nicht die Preise 
senkte, sondern nur Kurzarbeit überging. Von ihren Standpunkt aus 
sogar mit Recht, meint Grope. 

Hier verwechselt der Verfasser wieder Preise mit dem Preisniveau. 
Einmal abosohen von psychologisch bedingten Wirkungen, die von 
Preisveränderungen einer &aucbs auf die Gesamtwirtschaft aus-
strahlen, haben die Autopreise mit den Globalgrößen Angebot und 
Nachfrage doch nur recht beschränkt zu tun. 

In übrigen ist auch der Autc*obilsaktor den Marktgesotz von 
Angebot und Nachfrage unterworfen. Erinnert sei nur au die 0.... 
reitochaft, kulante Preise für die Inzahlung4znah'te von Altvagen 
zu berechnen und an das Sonderang bot von Ford und Opel, das in 
einer beträchtlichen Anzahl verbilligter Wagen bestand wrond 
der letzten Rezession. Auch jetzt (Februar 1071), mach dem Um.-

kippen der Konjunkturkurve, wiederholen die beiden großen Auto» 
firmen ihre damalige Marktstrategie und bieten zeitlich und anzahL.. 
mäßig beschränkt verbilligte Vagen an. 



Natürlich kann von den Untercobaon keine kon.Junkturpolitiech• 
httckuiobtnahne erwartet oder gefordert worden. Und Ccb verhalten 
sie sich auch volkcwirtscbaftlicb richtig, wenn sie ihre Preise 
nicht generell senken. Das könnte evtl. nicht nur - in Erwartung 
weiterer Preicscnkungen - zur Kaufzurückhaltung von Aut« führen, 
sondern unter Umständen in der Ausztblung auf die Gesamtwirtschaft 
eine e 1 1 g o m o 1. n o Kaufzurückhaltung einleiten. Da to.  
kanutlich die gaisse die talose treibt, kann ein solcher in 
konder Prozeß zur Rezession führen. Daran aber haben die Unter.. 
n on gewiß kein Intercgo. Das kozmt in ihrer zeitlichen und 
aahlenGigen BoachrLtnkung ihres Angebote verbilligter lagen klar 
zum Ausdruck. 

An anderer Stelle 	t Grope selbst, daß Unternehmer und Gewerk- 
schaften mit einem Appell zur antizykli'hon Lohnpolitik übarfor.. 
dort seien. Letztlich entscheide der Arbeitsmarkt. Also doch 
Angebot und Nachfrage, wie Iralor ca formulierte, Wie "stramm" 
der Lohn ein Marktpreis ist, hat Grope sogar in einer Grafik 
(5. 147) gezeigt. 

Es wird immer wieder behauptet - und auch Grope tut das -‚ daß 
die Löhne letztlich die Preise bestimmen. Las heißt 	doch, 
daß Preise die Preise best „.-.en„ womit natürlich nichts gekUrt 
ist obgleich es zutrifft. Baß Löhne die Preise 	 und 
Preise die Löhne, kann nicht bestritten werden; aber diese L 	1.. 
wirkung kann darum an sich noch nicht für Verßalerungan s Col 
wertes verantwortlich gcincht worden. An anderer Stolle t Gro 
selbst, daß erst die "ibrnccbfrnge", die über die Ausnutzu 
KapnzitLLtospiolraums binaucgeh, die Lohn..Preis-Spirnle in Gang 
setzt • Die Tarifpartner sind aber nicht Urheber einer tJb.rnacb 
frage; dafür war bei uns vor all die "importierte Inflation' 
ursächlich. 

Im Grunde ergeht es Grope offenbar wie dem Sachverständig 
den er zitiert: 

"Bei hinreichend langfristiger trachtung .. kann ka 
jemand objektiv sagen, durch welches Tun oder Unterlassen die 
Spirale des Coldecrtscbwuudes in Gang ge tzt wurde und wer 
am meisten dazu beiträgt, daß sie in Gang bleibt, Die land- 
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ittufigon Vorstellungen aber die Ursachen dar Inflation vor. 
engen, wenn sich die Gesell hft daran gewöhnt hat, daß das  
Preisniveau um drei Prozent in Jahr steigt." (Ccm. Jabrcut 
achten 1000/67, 8. 115) 

Natürlich versagen die landläufigen Vorstellungen Gber die Urcachon 
der Inflation - von Grope und vom Sachverständigenrat auch dann 
wenn sich die Gesellschaft nicht an drei Prozent Proisciveau*nticg 
gewöhnen will. 

6. Die Tätigkeit dar flun 

Grope geht mit der Fiuudeabank etre ins Gericht: Es gehöre 
offenbar zum Schicksal der ihindesbank, "die Alnrmaignsle zu st 
zu hören und obendrein noch das Pech zu haben»  daß ihre '05en 
zu viel Zeit brauchen, ehe sie richtig greifen. Wenn die Preis-
Spirale sich bereite droht, kann dar kräftige Tritt auf die Ereme 
vielleicht schon mehr Konjunkturunheil (n lieb Abschußfaiwt) als 
Stabiiltlttsscgcn bringen." Die Bundesbank masse schon in Lcz 
bronsen und bereits im Abzchwung - und nicht erst in der "Tals.-?o" 
Gas geben. Doch dafür fehle es - nach Ansicht von Ludwig Peullain 
an Verständnis der Öffentlichkeit. "Selbst ein so kluger Zaun wie 
der inzwise n :mm Vizepräsidenten der Bundesbank avancierte Otmar 
E=inger lag falsch, als er 	o Oktober 1966 meinte: "Die gaM, en-. 
wÄrt ige Eonj unkturabcc bwchux wird zusätzlich dadurch belastet, 
daß sie mit dem Eojiun einer langfristigen Vor 	utg der 
Wachstumsraten 	tLilt." Denn das sei schon von 1850 an 
so gewesen. 

Die Produktivität und damit das Wachstum hSngo sowohl vom Angebot 
wie von der Nachfrage ab. Alm 1837 das Wachstum absank, habe das 
eindeutig au der ungengoudon Nachfrage golcen. Aber es sei ein 
"äußerst schwieriges Prob1ca", wie eine wachsende Nachfrage und 
damit stetigen Wachstum zu erreichen ist. 

Der Einsatz konjunkturpolitischer Instrumente von Staat 
bank sei bisher enttuche gewesen. Da dem Zaßbalte-Wa 
l'bnrd der Wille zum Bremen gefehlt habe, "ging 1966 die Mund 
bank zum rigorosen Cr 	ver über. Dann folgte das heulende 
Elend." Und Erhard habe abtreten müssen. 
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Als dar Preiszug unter Cchiller i st abhTv n War, sagt 
Grope„ landete dor "Schwarze Pter" — wie 1000 — wieder bei der 
Bundesbank. Aber die Tätigkeit der Dundoebank werde i=ar wieder 
von außen durchkreuzt oder unterlaufen. Die Verstaatlichung der 
Kreditinstitute sei auch kein Ausweg. Otmar tuainger habe oinxnal 
gesagt: "Die Kredit plafondierung für die Danken ist in Irnnkzoich, 
ebenso wie in verschiedenen anderen Ländern, als eolbutveretZind.. 
licher Ausfluß der Geldregulierung durch die Notenbank betrachtet 
und ohne spozifische gesetzliche Grundlage durch einen schlichten 
Brief des Notenbankgouverneure an die Danken in Kraft gesetzt 
worden." 

Wegen diciee fehlenden Einflusses auf die Kreditpolitik der Go.. 
schßftabnnken und wegen nangelnder Unterstützung durch den Staat 
habe die Bundesbank ihre Ziele nie erreicht, sagt Grope. Nach der 
Diekonterhöhuag auf die ]Rekordmarke von 7,5 % in Krn 1970 habe 
die Bundesbank (4i tsbericbt März) crkWt, daß die Kreditpolitik 
nur helfe„ Investitionsplanungen vor Ubortreibuzig zu bowabren. 
Vor allen) die Autainobilindusirje — so samt Grope — habe L'/619, 

1964/65 und dann wieder 1969 alt zur Überhitzung b'igotrngon. 
)3esondor das VW-7crk habe eine •autung, daß hier Entscheidungen 
nicht allein an der VLIUle gis 	n werden könnten. Grope irrt, 
wenn er glaubt, daß Unternohnen und Branchen Konjunkturpolitik 
treiben süßten oder könnten. Denn tatsächlich sind sie alle von 
den Leni der Konjunktur abhängig und werden von ihr gebrannt und 
getrieben. 

"Für die DUZidesbank war die Arbeit'nsrktl*zgo iier ein wichtiges 
Barometer", sagt Grope. Letztlich ergebe sich die Fraget "Wieviel 
Arbeitslose oder wieviel Preisanstieg wollen wir in Kauf ne?" 
Er teilt die Wahlmöglichkeiten nach den Verhältnissen von 1 
bis 1909 in drei Gruppen ein: 

Arbeitsloenquote 	Pr isanstieg  

unter 1% 
von ibis 45% 
über 2% 

_ von 2975 bis 495 S 
- von le s bis 2,75% 
- unter 1 % 

Nach dieser Korrelation könnten Regierung und Bundesbank die 
liiscbung von Arbeitslosigkeit und Preisanstieg festlegen, die 
sie für das kleinste Übel halten. 
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Doch Grope gibt zu bodonkon: Je "nagenesenor" die Nachfrage für 
die Ausnutzung des Wachstu spielraums ist, desto "una 4oscnor 
kann diese Nachfrage für die Pzetsst*biljtt sein, wann nie zur 
tiborzmcbfrage auf dem Arbeitsarkt führt. 

Jiorbart Giorech fordere in Anlehnung an Hilton Frie n eine 
"entpolitisierte Konjunkturpolitik" mit "festen Ree]n", d.h. 
mit einem konstanten Latz der Erhöhux« den Geldvolumens durch 
die Notenbank entsprechend den wachse ou Gütora ebot. Dagegen 
sei Claus Köhler dar Ansicht, daß die Geldmenge sich praktisch 
nicht beeinflussen lasse, weil cie von der Wirtschaft salbst be 
stirt würde. Die Caldnongo sei nicht Ursache für die Konjunktur, 
sondern ihr Ergebnis. Somit blieben wie bt ige Fr an der Gold- und 
Kreditpolitik wissenschaftlich unentschieden, womit Grope nur 
allzurccht bat. Und auch er selbst mag sich hier offenbar nicht 
entscheiden. Er begnügt sich damit, das konjunkturelle Geschehen 
nohr vordergründig darzustellen. 

7. Wie entsteht ein Konjunkturzyklu?  

Die Wende im Konjunkturzyklus zu eines neuen Aufschwung sei cm 
Ende der vier bisher abgeschlossenen Wachstumsperioden j 	1 
von Export ausgcaugcn. Die Bundesbank werte das Ruder herum und 
verbreite damit Optivaiciaus. Jetzt setze eine brtriene' In-. 
vost it ionsUt igk.it  ein, Lager würden aufgestockt. Diese Verrats-. 
vor Lnderungon seien die übelsten Eonj unkt urmac her, für die im 
Stabilitilta- und Wachst 	osatz keinerlei Ea •ten vorge 
seien, ürozyklische "Bösewichte" seien auch die Anlageinvestitionei, 
die im Konjunkturaufschwung ihren prozentualen Anteil am "Güter-. 
kuchen" erhöhten und damit den Aufschwung ßz'kttzten. Die Nach-
frage am Arbeitmjirkt wichst, die Zinsen steigen - unterstützt oder 
eingeleitet von der Dundasbank -‚ die Dividenden steigen, die 
Privateutnhmen steigen. Die Löhne steigen, wenn auch erst hinter-
her, womit sich die Wirtschaft selbst eine "zusätzlich*" Nachfrage 
"produziere". Diese führe dann zu Preissteigerungen und zur Kon.. 
junkturdrosselung durch die Bundesbank. 

-15 
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"Solange wir in der Bundesrepublik die Preistabilitflt nicht mm 
zweitrangigen Ziel degradieren, müssen wir einen gewissen Ver-
zicht auf mögliches ifschutun in 72uf nehmen", stellt Grope dazu 
fest. Die Unternehmer würden jetzt invcstitionsnüdo, Pssimisnus 
breite sich aus und engt die NachSrago ein; die Konjunktur sei 
in Abschwung. 

Für die Uborbitzung macht Grope also vor allen die übertriebene 
Investitionstätigkeit und die Lageraufstockung verantwortlich, 
ohne sich die Frage vorzulegen, was denn die vielen Tausend Uator 
nehmer in der Bundesrepublik alle zur selben Zeit veranlaßt haben 
mag "übertrieben" zu investieren. 

Der Staat und der private Verbrauch ind für Grope die antizyk-
lischon Wohltäter. 

Wenn iDOl ein zweiter Eventual-Unusbalt vorgelegt wurde - führt 
Grope aus -‚ so lag das einfach daran, daß der erste so langsam 
in Dowegung gesetzt worden ist, daß die Konjunktur bis Mitte des 
Jahres kaum angeregt wurde. Wegen des notwendigen Schuldenmacbens 
auf öffentlich. Investitionen zu verzichten, hätte bedeutet: omen 
ähnlichen Weg gehen wie Reichskanzler Brüning, der die Wirtscbat 
mit seiner Deflationspolitik in die tödliche Krise stürzen ließ. 
Das Geld sei dann ja auch im Aufschwung mehrfach wieder herein... 
geholt worden - ein lohnendes Geschäft das Ccbuldermachen. 

8. Ursache internationaler Währunsriaen  

Ein übertriebener Ezport ist ein. volkswirtschaftliche Verschen..-
dung, ein volkswirtschaftlicher Unsinn, sagt Grope„ denn wir iebi 
nicht um zu arbeiten, geschweige denn für das Ausland zu arbeiten. 
Wer, wie das Volkswagenwerk, zwei Drittel seiner Produktion ex. 
.portiere, sei samt seinen zigtausand Mitarbeitern und samt 2u- 
lieferanten in 	licherwaisa le nsb.drohlicha Abhängigkeit von 
anderen Ländern geraten. Nordhoff habe 55 % für die oberste Grenze 
dessen gehalten, was erstrebenswert ist. 1963 seien es aber 70 % 
gewesen. 

portüborccbünsa seien andererseits auch die Ursache für inter. 
nationale Währungskrisen. Die letzte sei 1969 durch die franzö.. 
sische Abwertung und durch die deutsche Aufwertung Überwunden 
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worden. Orope erinnert daran, daß im Herbst 1068 das binett 
Kiesinger die Aufwertung abgelehnt habe "mit der Sti 3 dos Wirt. 
schaftsuinistors Schiller". Da Gaullo hielt eine 7rancbortung 
für die 'nllerech1irnate Absurdität". Währungsredereien des 
Finanzminitere Strauß führten dann im rrühjnbr 1969 zu neuer 

brungsunrubo. Und Kiesinger gelobtes "Während meiner 	iCl'UDgs» 
zeit gibt es keine Aufwertung." Nur die bundesbank führte schließ-
lich Ende September 1969 einen ungewöhnlichen Cchacbzug, indem 
sie an den deutschen Devisenbörsen nicht mehr "intervenierte", 
sagt Grop.. 
(Formell war die Bundesregierung für diesen Schachzug verantwcrt.. 
lieb. Im Uonatsbericbt der Bundesbank von Oktober 1969 (8. 5) 
beißt es jedoch: Ein Tag nach der Bundestagswahl (29.9.) nalm die 
Bundesbank noch vor der regulären Börsenzeit für rd. 1 Urd DU 
Devisen auf. Da "ermächtigte das Bundoskabinott die Bundesbank 
entsprechend ihrem eigenen Vorschlag, die Interventionen am 
Devisen= kt zu den bisherigen Höchst- und Mindestkursen vorüber'.. 
gehend einzustellen." Tatschlich kommt also dieser Schachzug auf 
das Konto der Bundesbank, wie Gropa es darstellt.) 

9. Uber die Statistik  

Vor seinen &Iorgenstorn ("Über die Genauigkeit wirtschaftlicher' 
Beobachtungen") gelesen habe, der weiß, "daß Oskar Liorgeustarn 
mit aller Gewalt die Statistiker aufs Kreuz zu legen versucht", 
indem er statistische Pehlcrmglicbkeiton aufzeigt. Er wolle nicht 
die Notwendigkeit der Statistik anzweifeln, sondern helfen, die 
Fehlerquellen zu vermeiden und erreichen, daß bei statistischen 
Angaben der Fehlerbereich mit veröffentlicht wird. 

Die Sozialproduktsberecbnung gehe drei Wege, es werde die Ent-
stehung, Verwendung und Verteilung des Sozialprodukts errechnet, 
die alle gleich groll sein mßazen und darum gleich groß "gemacht 
werden". 

Prof. Krengel wird zitiert: "Ich bin Mitglied des z--iraten im 
Statischen Bundesamt und wende einen recht beachtlichen Prozent... 
satz meiner Zeit speziell für diese Dinge auf. Wann immer wir im 
Statistischen Bundesamt zusammenkommen„ und über irgendwelche Dinge 
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sprechen, die gemacht worden mUrizion, gehen 90 Prozent der ganzen 
Diskussion um die Frugo3 Eigentlich kann man das. was wir tun, 
nicht machen, aber wir mtlascn es ja irgendwie machen, und denn 
müssen wir shon, daß wir mit einem blauen Auge aus der Geschichte 
herauakoninen." 

Grope sagt • es sei verwirrend, wenn das Einkomwu aus Unternehmer-. 
tätigkeit und Vermögen auch das Vormenzeinkomon der Arbeitnehmer 
enthält, dagegen die "Bosse" Lotz und Sohl bei den Arbcitncbnorn 
rangieren. 

Es ist schon angebracht, darauf hinzuweisen oder daran zu er-
inne n, 

r...
innern, daß unsere volkswirtschaftliche Statistik tatsächlich 
nicht so präzise ist, wie sie sich mit ihren Koimnaetellsn gibt. 

10. Vermölensverteilung und !!nschsin im Betrieb 

"Ein schwaches Wachstum des volkswirtschaftlichen Güterkuchens 
stiftet unter der Lovölkerung weniger UnzufrLßenheit als eina 
ungerecht empfundene Verteilung de3 Kuchns - gleicUltig, ob 
man Einkommen oder Vermögen zum Vergleichsmaßstab nimmt." (Diese 
Erkenntnis wird eingebend untermauert von Helmut Echoach: Der 
Zeid, eine Theorie der Gesellschaft, München 196; von Grope auch 
aufgeführt unter Anmerkung 106.) 

Was soll produziert werden und wie soll produziert werden? 
Ist die Produktion auch "dem Bauschen gcaSß"? Was ist eine 
gerechte Einkoens- und Vermögensverteilung? Das seien überaus 
wichtige Fragen, die hauptscblicb von den Theoretikern der Plan-
wirtschaft gestellt würden. - Offenbar fühlt Grope mich ihnen 
mehr zugehörig als jenen darMarktwirtschaft„ denn diese glaubten, 
daß diese Probleme automatisch optimal gelöst würden. Aber die 
Optima müßten auadrGcklicher als Ziele herausgestellt werden. 

Wann Grope - nach Stützol und tombach - die Vernachlässigung der 
Infrastruktur heute beklagt, dann kann dieser Vorwurf weniger 
der Wirtschaftspolitik, als vielmehr der Sozial-. und Fiskalpolitik 
gemacht werden. Schiller berUcksichtige nicht genigend das Ziel 
breiterer Vernl4tausstreuuug, er habe die unternehmerische Ezpansion 



und das volkswirtschaftliche Wachstum zum Götzenbild criobon. 
Aber - so könnte man Grope fragen - wie sollen denn die not 
wondigen Infrastrukturmaßnahmen durchgeführt worden, vnn die 
Wirtschaft nicht auf vollen Touren läuft bzw. wann sie nicht mehr 
wchßt? 

Die Autokosten - eine Mischung aus VW 1300 und Opel-Rekord 
betrügen beute monatlich 390 DII. Grope e,21ert Galbraith, der von 
der "öffentlichen Armut bei privatem Reichtum" gesprochen habe. 
Er beklagt die private Verschwendung, er beklagt die Worbui und 
den überforderten Verbraucher (wie Vance Packard). Er zitiert den 
WerbeStarfotografon Charles Wilp, der bereits Aal a : 1069 gesagt 
habe: "Ich sehe das Ende dar gewohnten Werbung ganz klar vor mir.  
Ich übertreibe, eskaliere die Werbung, um die heutigen Methoden 
der Werbung ad absurdum zu führen. Allee Überreden, alles Ver-
führen durch die Werbung soll aufhören. Es soll nur noch Weit-
bewarb durch das Produkt selbst geben." 

Motiv der Investitionen sei heute die Steuerersparnis; die seieten 
Computer und 50 vii der konventionellen Büromaschinen seien beute 
Fehlinvestitionen. 

Unter Schiller habe eine förmliche "Konzentrationswelle" einga. 
setzt, während Erhard darin den "unbeherrschten Machthunger" der 
Großunternehmen gehen habe. Nicht die Kleinen, sondern die 
Großen - Cannesmann und Thyssen - soicrn der Aufforderung zu 
Kooperation, Wachstum und Größe gefolgt. 

Aber nicht die Großen seien Träger des Fortschritts. Obwohl VW 
für die Entwicklung etwa hundertmal soviel Leute boschiltige wie 
NSU, habe der Gigant den erfolglosen VW 411 herausgebracht, wb. 
rend dem kleinen Konatruktourtcam von NSU "das Auto des Jahres" 
Re 80 und der K 70 geglückt sei. Jedoch ungefr t sei die ?ZU... 
Belegschaft geblieben, als sie unter die VWKontrollo geriet 

Aber nach Grope geht es ja nicht nur um Wachstum, Fortschritt 
und höhere Löhne Menschsein im Betrieb sei für viele Arbeit 
nehmer heute mehr wert als eine Lohnerhöhung. Diese Ansicht Gropes 
darf - nach den Bawthorn-porimenten von Elton Mayo in den USA 



als wiseezwobaftlich gesichert go1Ln. Ob der Mensch die viel 
behauptete "Entfremdung" durch die Arboit teilung und durch die 
Maschine ort Wirt, hißt Gropo offen, da dao Problem zwoitraugig 
sei, solange Wachstum noch über alles gebe. 1)  Grope stiert in 
diesem Zunmionhang Cuy Lirech (Zlachtvortoilung im Untcrn*;+on 
von der Anwendung des Suboidiaritlltoprinzips im Unternehmen, 
Köln 1967), der den Stand wissenschaftlicher Forschung wiedergibt, 
wenn er sagt, daß nicht die Eahino, nicht der Lohn und nicht 
einmal mehr die soziale Sicherheit höchsten Rang für die Zufricden 
hoLt und Leistungsfähigkeit der Arbeitnehmer habe, sondern die 
Selbstbestimmung. Dem Arbeitnehmer soviel Verantwortung und Rat. 
scheidungafreibeit zu geben, via möglich - und hier wird No1L-. 
)3rouning ztlort - "das ist die wesentliche Mitbestimmung im flo. 
trieb." 

Litt Recht sagt Grope, dieses Modell sei juristisch kaum zu packen. 
Aber das ist auch wohl nicht erforderlich. Wenn die Knappheit der 
Arboitno er ein noch dauerhafterer Zustand wid, als sie es haute 
schon ist, wird der Wunsch der Arbeitnehmer nach größerer Autoio 
mehr und mehr borücIeichtigt werden müssen. Und zwar nicht nur um 
Arbeitskräfte zu halten und zu bokozen, sondern auch deswegen, 
weil der Unternehmer nur noch auf diese Weise aus ihnen mehr 
herauszuholen vermag, wie die wthorn-1cporimento ergaben. 

Von Biedenkopfs liLtbestimmungemodoll hält Grope nichts, weil er 
darin einen "Rückfall in den ilarnonia-Gisubon" sieht. 

Er kreidet es den Ilanagern und dem Eundesbankprtsidonten an, daß 
sie die Freisetzungen von Arbeitskräften in der Rezession 1968 als 
gesunden Roinigungzprozoß hingestellt und beschönigt hätten. Selbst 
im Rezessionsjahr 1967 btttcn beispielsweise die Vorstandebeztge 
bei der s«  1g tA durchschnittlich je Kopf 1 855 050 DLI, bei 
fleckorna.un Kg nA 1 071 030 1)1, bei ZaU1bOf AG und Karstadt Aß 
"nur" 645 000 DM bzw. 536 400 1)1 betragen. 

Statt einer gesetzlich verankerten ILttbostimziung sollte die 
materielle Stellung des Arbeitnehmers nicht nur absolut, sondern 
euch relativ angehoben werden, und zwar im VerbAltais zum Btricbs-.. 

1) Vgl. hierzu: Elizar Roseubobm: Die kybernetische Autonation, 
Ziff. 5: Soziolcgische Wandlungen der Arbeitswelt. Hrsg. 
Landeszentralbank in Niedersachsen, hannover 1 



-.20-. 

eirkoznon, zum Gewinn und zu den flozU.n von Vorstand und Auf.. 
sichtcrat. Dann könnte sich durch Kepitalbotoiligung der Arbeit-. 
nohxicr auch eine stt&rkcre Mitbestimmung ergeben. Gropes Parole: 
"(mehr) Arbeitnehmer zu (größeren) Kapitnliton machen", ist ein 
cystegorcchter Gedanke„ weil er mit der Eigentumsordnung und mit 
der Marktwirtschaft barmoniort — auch wenn Grope von der !Zarkt-
wirtschaft sonst nicht viel hält. "11n ee weiter so bleibt, 
daß sich 70 % aller Produktionsmittel (Fabrikanlagen und *aeobinsn) 
in Besitz von nur 2 % der Bevölkerung befinden, dann sehe Ich für 
das Jahr 2000 rot", so wird Prof. Dr. Fritz Burgbacbcr zitiert, 
Generaldirektor der Rheinischen Energie Aß und Sozialpolitiker 
der CDU. 

11. FtIr den zweitbesten Jenacben die zweitben,te Wirtschaft  

Die Wissenschaftler und Techniker seien mit ihrer "Neugier" Quelle 
der Neuheiten, weitere Glieder in dieser,  angehetto seien die 
Unternehmer mit ihren 1pansionabestreben und die Verbraucher 
mit ihrer "Neu-Gier". Solange diese Kette bestehen bleibe, drfto 
es nur eine "zweitbeste" Wirtschaft geben, dte den ilonachen in 
einer Gesellschaft das wachsenden tJb.rflusaes beherrscht, Ja 
Unterschied zur besten e irtschaft, die nur blo1e Dienerin der 
Menschen wäre. 

Je stärker mit der Produktivität auch das Güterangebot wächst »  
desto schneller könnte sich das Industriesystem gewissermaßen in 
Überfluß totlaufen, nimmt Grope an. Jenseits dos Uborflusson 
winke ein neuer Lebensraum, die IZorschaft des Ökonomischen ab-
zulösen. 

Man könnte Grope fragen, was er heute zum Überfluß zählt. Das 
Auto? Oder wieviel Quadratmeter eines Wohnzimmers von 50 qn? 
r wird diese Fragen immer nur für sich selbst beantworten können 

Und daß er überhaupt zu entscheiden vermag, sich ein Auto zu 
kaufen, sich ein Baue zu bauen oder eine Weltreise zu m 
oder auf alles zu verzichten, ist schließlich allein unserer 
von Grope etwas schief gesehenen i• noch recht unvollk 
Marktwirtschaft zu verdanken, die er mit Recht die "zweitbeste 
Wirtschaft" nennt. 
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O1erch varute bereits im Vorwort, daß Gropo die Nation1konoon 
nicht tumor zu befriedigen vermöge, vor nilom nicht die liberniom, 
wäre hinzuzuiUjon. Wäre Gropo bei ihnen in die Schule gegaigen, 
dann hätte er vielleicht ein Buch aber "die beste irtScha2t" 
geschrieben. 



Gerd Grope 
ist tot 

Der Wirtschaftsjournalist Gerd Gro-
pe ist am Mittwoch, nach langer 
Krankheit im Alter von 83 Jahren 
gestorben. Der studierte Volkswirt, 
der schon 1949 als Volontär zur da-
mals neu gegründeten Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung stieß, 
leitete seit 1960 die Wirtschaftsre-
daktion. Von 1971 bis zu seinem vor-
zeitigen Ausscheiden aus gesund-
heitlichen Gründen im April 1979 
war der gebürtige Hannoveraner zu-
gleich stellvertretender Chefredak-
teur. Ursprünglich wollte Gerd Gro-
pe Hochschullehrer werden. Aber 
dann entschied er sich für die Zei-
tungskarriere. Er berichtete für die 
HAZ von der ersten Hannover Mes-
se. Seine Lieblingsthemen, die er in 
zahlreichen Leitartikeln und neben-
beruflich als Dozent behandelte, 
waren Wirtschaftspolitik, Konjunk-
tur- und Geldpolitik. Grope hinter-
lässt seine Frau und zwei Kinder. e 
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Seite  

Das Wunder 
Von Claudia Schmidt 

Eine Art von Wunder nannte der große briti- 
sche Nationalökonom John Maynard Keynes 

einst das Phänomen, daß im Wettlauf von Löh-
nen und Gewinnen die Löhne es nicht schaf-
fen, ihre Position entscheidend zu verbessern. 
Die Lohnquote, das heißt der Anteil aller Löhne 
und' Gehälter am gesamten Volkseinkommen, ist, 
so meinte man lange Zeit, „ehem". Diesen Um-
stand führte man auch gegen die Gewerkschaf-
ten zu Felde. Es hieß, wenn die Gewerkschaften 
einen höheren Anteil der Arbeitnehmer am 
Volkseinkommen durchsetzen wollten, dann 
könnten sie dies - wenn überhaupt - nicht auf 
dem Wege von Lohn- und Gehaltserhöhungen er-
reichen. Als Ursache wurde und wird auch heute 
noch vorgebracht, daß übertriebene Lohnerhö-
hungen nur zu Preissteigerungen führen - den 
Unternehmern also über die Verkaufskasse das 
wieder zufließen lassen, was sie aus der Lohn-
kasse „zuviel" bezahlt haben. 

Um diese .‚naturgesetzliche Unabänderlichkeit" 
der Lohnquote, an der man so lange Jahre festge-
halten hat, ist es bei uns inzwischen still gewor-
den; denn heute kann in der Bundesrepublik von 
einer ehernen Lohnquote keine Rede mehr sein. 
Seit 1960 nämlich konnten sich die Arbeitnehmer 
einen immer größeren Brocken am Volkseinkom-
men 'erobern. Lag die Lohnquote oder, wie die 
Statistiker es nennen, der Anteil der Bruttoein-
kommen aus unselbständiger Arbeit 1960 noch 
bei' dem als unabänderlich angesehenen Wert 
von rund 60 Prozent - von 1950 bis 1960 war er 
nur wenig von dieser Zahl abgewichen -‚ so er-
reichte er im ersten Halbjahr 1971 fast 10 Pro-
zentpunkte mehr, und zwar 69,8 Prozent. 

Die Arbeitnehmer konnten ihre Position in den 
vergangenen zehn Jahren fast ständig ausbauen. 
Nur zweimal, nämlich 1964 und 1968, also jeweils 
zu Beginn eines Konjunkturaufschwungs, mußten 
sie relative Rückschläge einstecken. Im ersten 
Halbjahr 1971 aber verbuchten die Angestellten 
und Arbeiter einen besonderen Erfolg: Während 
das Volkseinkommen gegenüber der gleichen 

'VErszeit iiiiiIß Prozent auf 273,3 Milliarden 
DM stieg, wuchsen die Bruttoeinkommen aus un-
selbständiger Arbeit um fast 15 Prozent auf 190,7 
Milliarden DM. 
Diese starke Verbesserung der Stellung von 

Arbeitern und Angestellten ist im wesentlichen 
eine Folge der Entwicklung der gesamten Brutto-
lohn- und Gehaltssumme, die sich im ersten 
Halbjahr 1971 gegenüber der gleichen Vorjahres-
zeit um 14,5 Prozent erhöhte. Davon lassen sich 
- darauf weist das Statistische Bundesamt hin - 
etwa 13,5 Prozent auf den Anstieg der Durch-
schnittsverdienste und 1 Prozent auf die Zu- 

'DIE  WIRTSCHAFT 
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nahme der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
zurückführen. 

Der letzte Umstand war auch früher von Bedeu-
tung; denn das Heer der unselbständig Beschäf-
tigten wächst seit Jahren, während es immer 
weniger Selbständige gibt. Seit 1960 hat sich der 
Anteil der Unselbständigen an der Zahl aller Er-
werbspersonen von etwa 77,5 Prozent auf 82,5 
Prozent erhöht. Die Ursache liegt in den Abwan-
derungen aus der Landwirtschaft und in Betriebs-
stillegungen im Handwerk, Groß- und Einzelhan-
del. Die Verbesserungen der Einkommen der un-
selbständig Beschäftigten bleibt aber dennoch 
beachtlich. 
Der Anteil der Arbeiter und Angestellten am 

Volkseinkommen ist, wenn man es genau nimmt, 
sogar noch höher als die genannten 69,8 Prozent. 
Zur Gegenseite, die gewöhnlich als Unternehmer 
bezeichnet wird, gehören nämlich teilweise auch 
Arbeitnehmer. Dies liegt daran, daß die Statisti-
ker als Gegenpol zu den Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit die Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen ermitteln. 
Diese sogenannten Unternehmereinkommen ent-
halten nun ein Sammelsurium, nämlich nicht ent-
nommene Gewinne sowie Gewinnentnahmen 
kleinster und größter Unternehmen, vom Tante-
Emma-Laden bis zur Aktiengesellschaft, ferner 
Dividenden und Zinsen aus Wertpapieren, Spar-
und Bankzinsen, Mieteinkommen oder Nutzungs-
wert von Eigenheimen. Und da immer mehr 
Arbeitnehmer auch Wertpapiere, Bankkonten und 
Wohnhäuser besitzen, beziehen sie mit zuneh-
mendem Maße Einkommen als „Unternehmer, 
was die Einkünfte der tatsächlichen Unterneh-
mer zu hoch erscheinen läßt. Solche Vermögens-
einkünfte beliefen sich 1970 auf rund 20 Milliar-
den DM, das ist fast ein Viertel der gesamten 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen. 


